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Der Kommentar

Warum gibt es in Deutschland 
kein FTTx? 

Weltweit vollzieht sich derzeit ein 
Quantenspruch im Breitbandmarkt, 
der durch das "Busword" FTTx zu be-
schreiben ist. FTTx ist die Anschluss-
technologie des Next Generation Ac-
cess Networks. Je nach Ausgestal-
tungsvariante wird FTTx dem End-
kunden eine Übertragungsrate von 
100 Mbit/s (dem Businessnutzer so-
gar eine Gigabit-Übertragungsrate) 
bieten. Damit sind die auf mittlere 
Frist absehbaren Bandbreitenbedürf-
nisse selbst für intensivste IPTV- und 
HDTV-Anwendungen darstellbar. Die 
höchstmögliche Übertragungsrate 
stellt sich ein, wenn die Glasfaser bis 
zum Endkunden geführt wird. ("Fiber-
To-The-Home, FTTH"). 100 Mbit/s 
sind aber bereits darstellbar, wenn 
der Glasfaseranschluss "nur" bis in 
das Gebäude ("FTTB") geführt wird 
und von dort der Verkehr über die be-
stehende Hausverkabelung für Tele-
fonie, Strom ("Powerline"), LAN u.ä. 
geführt wird. Eine FTTB-Ausbau-
strategie im Vergleich zu einer FTTH-
Ausbaustrategie erspart ca. 20% der 
Investitionskosten. Im Übrigen ist in 
einer folgenden Ausbaustrategie ein 
FTTB-Netz (relativ) leicht in ein 
FTTH-Netz migrierbar. 

FTTH in Japan 
In Japan bieten eine Reihe von Car-
riern einen FTTB/FTTH-Anschluss 
an. Es gibt dort inzwischen fast 10 
Mio. FTTx-Nutzer. (Noch) bemer-
kenswerter ist in Japan aber zweier-
lei: Erstens NTT, die große japani-
sche Telefongesellschaft, verkauft in 
Japan inzwischen mehr FTTH- als 
DSL-Anschlüsse. Zweitens, DSL ver-
liert nicht nur relativ zu FTTH an Be-
deutung; seit Anfang des Jahres ge-
hen die DSL-Anschlüsse sogar abso-
lut zurück. Eine Reihe von Faktoren  

begünstigt die exorbitante Glasfaser-
entwicklung in Japan: 

(1) Die Regierung hat ein klares 
Ziel in diese Richtung. 

(2) Die in Japan mögliche (und 
auch übliche) Luftkabelverle-
gung hat die FTTH-Anschluss-
kosten auf inzwischen etwa 
1.000€ pro Anschluss absinken 
lassen.

(3) Die FTTH-Entwicklung erfolgt in 
einem wettbewerblichen Umfeld. 
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(4) Die Regulierung fördert die 
Wettbewerbsbedingungen durch 
eine aktive (und kostengünstige) 
Glasfaserentbündelungspolitik. 

FTTH in Frankreich 
In Europa ist der bislang weitre-
chendste FTTH-Ansatz in Frankreich 
entwickelt. Nicht nur France Telecom, 
auch ihre großen Wettbewerber ha-
ben weitreichende FTTH-Roll-out-
Strategien und sind dabei, diese zu 
implementieren. Darüber hinaus gibt 
es eine Reihe lokaler und regionaler 
Initiativen, die von Gebietskörper-
schaften und Utilities getragen und öf-
fentlich gefördert werden. Natürlich 
konzentrieren sich die Roll-out-
Strategien zunächst auf Paris und 
wenige große Städte. Gleichwohl sind 
sie auf einen Masenmarkt-Roll-out 
ausgelegt. Für den Massenmarkt-
Roll-out (ab 2008/09) erwartet France 
Telecom Investitionsaufwendungen in 
Höhe von 1.000€ pro FTTH-
Anschluss. Illiad/Free, größter Wett-
bewerber von France Telecom im 
Teilnehmeranschlussgeschäft, rech-
net mit 1.500€ pro Anschluss. Die 
französische Regulierungsbehörde 
Arcep hat einen eigenen Business-
plan-Ansatz zur Abschätzung der 
FTTH-Investitionen entwickelt und 
rechnet mit einem Investitionsauf-
wand von 2.000€ pro Anschluss. Im 
Übrigen hat sie Auflagen gemacht, 
die auch für Glasfaseranschlüsse ei-
nen entbündelten Zugang vorsehen, 
um so eine wettbewerbliche Entwick-
lung des FTTH-Ausbaus zu garantie-
ren.

Die FTTH-Entwicklung in Frankreich 
wird durch eine Reihe von Faktoren 
begünstigt: 

(1) Die Anschlussleitungen zum 
Kabelverzweiger (KVZ) sind in 
Frankreich zweieinhalb Mal so 
lang wie in Deutschland. Ein 
VDSL-Ausbau wäre daher zwar 
in Frankreich kostengünstig zu 
realisieren. Er bringt aber kaum 
eine Erhöhung der Übertra-
gungsrate. Insofern sind auch 

die Möglichkeiten von ADSL2+ 
in Frankreich sehr begrenzt. 
Wollen die Carrier die breitban-
dige Übertragungsrate steigern, 
bleibt ihnen nur eine FTTx-
Strategie.

(2) Insbesondere in Paris gibt es 
kostengünstige Verlegungsmög-
lichkeiten der Glasfaser in den 
Abwasserkanälen, die auch für 
diesen Zweck kostengünstig von 
der Stadtverwaltung zur Nut-
zung überlassen werden. 

(3) Die Regulierungsbehörde Arcep 
engagiert sich sehr aktiv bei 
Städten, Gemeinden und Haus-
besitzervereinigungen, um den 
Carriern einen kostengünstigen 
Infrastrukturausbau zu ermögli-
chen.

FTTx und VDSL in Deutsch-
land
Nachdem im letzten Jahr im Rahmen 
der TKG-Novellierung die Diskussion 
um Neue Märkte im Zusammenhang 
mit VDSL bestimmt hat, hat sich die 
Debatte jetzt (glücklicherweise) wie-
der der Frage zugewendet, wie eine 
wettbewerbliche Entwicklung bei 
VDSL zu erreichen ist. Die Bundes-
netzagentur hat dazu im Rahmen ih-
rer neuerlichen Analyse des Marktes 
11 (Zugang zur ((kupferbasierten) 
Teilnehmeranschlussleitung) und der 
entsprechenden Regulierungsfügung 
Ansätze entwickelt. Diese sollen hier 
nicht weiter analysiert und kommen-
tiert werden, sondern nur konstatiert 
werden, dass das darin zum Aus-
druck kommende Ziel und das Bemü-
hen der Bundesnetzagentur eine 
wettbewerbliche Entwicklung bei 
VDSL zu erreichen, in eine gute Rich-
tung weist. 

Gleichwohl bleibt festzustellen, dass 
wir uns in Deutschland viel zu wenig 
Gedanken machen, was die Alternati-
ven zu VDSL sind. In anderen Län-
dern wird dem nächsten Schritt in die 
moderne Breitbandwelt mit FTTH ei-
ne viel höhere Aufmerksamkeit ge-

widmet als bei uns. VDSL ist nur ein 
technologischer Zwischenschritt auf 
dem Wege zu einer glasfaserbasier-
ten All IP-Welt des Next Generation 
Access Netzes. Die Sinnhaftigkeit ei-
ner VDSL-Ausbaustrategie ergibt sich 
vor allem für einen Incumbent wie die 
Deutsche Telekom. Für alternative 
Teilnehmernetzbetreiber stellt sich 
durchaus die Frage, ob sie eine 
VDSL-Nachbaustrategie verfolgen 
sollten, oder ob sie unmittelbar auf 
eine FTTB/FTTH Roll-out-Strategie 
übergehen sollten, wenn sie auch in 
Zukunft Teilnehmernetzbetreiber blei-
ben wollen. 

Ohne an dieser Stelle in die Einzel-
heiten gehen zu können oder zu wol-
len: es gibt gute Gründe anzuneh-
men, dass ein direkter Übergang von 
ADSL auf FTTB/H für alternative 
Betreiber die rationalere Strategie 
sowohl hinsichtlich der erreichbaren 
Kosten als auch der wettbewerblichen 
Positionierung ist. Diese These ist vor 
dem Hintergrund zu sehen, dass die 
Realisierung von Glasfaseranschlüs-
sen bis zum Haus oder zur Wohnung 
gleichzeitig die investitionsintensivste 
Netzausbaustrategie darstellt. Der 
Sprung in die moderne Glasfaserwelt 
lässt sich nur realisieren und verant-
worten, wenn auf allen Ebenen des 
Infrastrukturausbaus Kosteneinspar-
möglichkeiten genutzt werden. Dies 
muss die Nutzung von Infrastrukturen 
von Strom-, Gas- und Wasserunter-
nehmen ebenso einschließen, wie 
den Zugang zu Netzelementen der 
Deutschen Telekom. 

Ein Carrier – die NetCologne – hat 
bislang den Schritt in die FTTB/H-
Welt gewagt. Es lohnt sich, die Er-
folgsvoraussetzungen dieses Weges 
zu identifizieren und auch in anderen 
Städten des Landes ein modernes 
(alternatives) Glasfasernetz zu errich-
ten. Die internationale Entwicklung 
geht in diese Richtung. Wir dürfen 
den Anschluss daran nicht verlieren. 

Karl-Heinz Neumann 
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Arbeitsbedingungen im Briefmarkt 
Seit Beginn der Liberalisierung des 
Briefmarktes im Jahre 1998 sind zahl-
reiche Unternehmen neben der Deut-
sche Post AG (DPAG) in den Wett-
bewerb eingetreten. Mit steigenden 
Marktanteilen rücken diese Unter-
nehmen zunehmend in den Blick-
punkt. So haben zuletzt Gewerk-
schaften, Politik und auch die DPAG 
die Arbeitsbedingungen bei den 
Wettbewerbern kritisiert. Ihnen wird 
vorgeworfen, ihr Geschäftsmodell ba-
siere auf „ungeschützten Arbeitsver-
hältnissen“ sowie auf „Lohndumping“. 
Auf dieser Grundlage plädieren die 
Kritiker für die Einführung eines Min-
destlohns in der Postbranche, eine 
striktere Kontrolle der Arbeitsbedin-
gungen durch die Bundesnetzagentur 
auf Basis des § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 
PostG sowie eine nochmalige Ver-
längerung des Briefmonopols der 
DPAG.

Ziel der Studie des WIK ist es, mit ei-
ner empirischen Bestandsaufnahme 
einen Beitrag zur Versachlichung der 
teils hitzig geführten Diskussion zu 
liefern. Das WIK hat die Ergebnisse 
dieser Studie am 21. Mai 2007 im 
Beirat der Bundesnetzagentur vorge-
stellt. Die vollständigen Studiener-
gebnisse wurden im Mai 2007 als 
Diskussionsbeitrag Nr. 295 veröffent-
licht.

Methodik
Als zentrale Merkmale von Arbeitsbe-
dingungen untersucht die Studie den 
Lohn (EUR pro Stunde), die Arbeits-
zeit (Stunden pro Woche) sowie den 
Urlaubsanspruch (Urlaubstage pro 
Jahr). Neben den Arbeitsbedingun-
gen der Lizenznehmer (DPAG und 
Wettbewerber) untersucht sie auch 
die Arbeitsbedingungen bei Subun-
ternehmern der DPAG, die durch 
Auslagerungen der DPAG indirekt im 
Lizenzbereich tätig sind. Im An-
schluss erörtert die Studie Arbeitsbe-
dingungen in ausgewählten Ver-
gleichsbranchen und stellt sie den 
Arbeitsbedingungen im Briefmarkt 
gegenüber. 

Zur Bestimmung der Arbeitsbedin-
gungen im Briefmarkt hat das WIK ei-
ne Befragung der 100 umsatzstärks-
ten Lizenznehmer durchgeführt (TOP 
100). Die Rücklaufquote betrug 38 %. 
Die Rückläufer decken 94 % des Ge-
samtumsatzes im lizenzpflichtigen 
Briefmarkt (inkl. DPAG) bzw. 45 % 

des Umsatzes aller Wettbewerber 
(ohne DPAG) ab. Die Rückläufe ge-
ben somit ein aussagekräftiges Bild 
über die Arbeitsbedingungen im 
deutschen Briefmarkt wieder. Ergän-
zend haben wir Literaturrecherchen 
und Expertengespräche mit Vertre-
tern von Gewerkschaften, Verbänden 
und Unternehmen im Briefmarkt 
durchgeführt. 

Arbeitsbedingungen bei der 
Deutsche Post AG 
Die Arbeitsbedingungen der DPAG 
sind bundesweit einheitlich in einem 
Haustarifvertrag geregelt. Tabelle 1 
gibt die tariflich vereinbarten Stunden-
löhne für sechs Arten von Beschäftig-
ten (Tätigkeitsgruppen) an. Für jede 
Tätigkeitsgruppe sind die höchste und 
die niedrigste Vergütung angegeben, 
die für Beschäftigte dieser Gruppen 
angewendet wird. Als durchschnittli-
cher Stundenlohn ist jeweils das a-
rithmetische Mittel von Minimal- und 
Maximalwert (sowie der dazwischen 
liegenden Entgelt-Gruppenstufen) 
angegeben. Die DPAG vergütet ihre 
Mitarbeiter ausschließlich pauschal 
pro Monat bzw. Stunden; stücklohn-
bezogene Komponenten finden keine 
Anwendung. 

Im Jahr 2000 (für Arbeiter) bzw. 2003 
(für Angestellte) hat die DPAG ihr 
Lohnniveau deutlich abgesenkt; wer 
nach diesen Stichtagen in das Unter-
nehmen eintrat, wird nach den Bedin-
gungen des oben dargelegten Tarif-
vertrags entlohnt. Mitarbeiter, die vor 
diesen Stichtagen bei der DPAG be-
schäftigt gewesen sind, erhalten zu-
sätzlich zu den neuen Tariflöhnen ei-
ne Besitzstandszulage, wodurch sie 
ihr ursprüngliches Lohnniveau errei-
chen. Diese Mitarbeiter erhalten zwi-
schen 30 und 40 % mehr Lohn als ih-

re „neuen“ Kollegen. Bemerkenswert 
ist, dass die DPAG diese Lohnsen-
kungen „geräuschlos“, d. h. ohne 
größere Probleme mit den Tarifpart-
nern durchsetzen konnte.  

Der durchschnittliche Stundenlohn bei 
der DPAG beträgt EUR 11,40 (ohne 
Besitzstand). Hierfür wurden die 
durchschnittlichen Stundenlöhne der 
verschiedenen Tätigkeitsgruppen mit 
den korrespondierenden Anteilen der 
Beschäftigten in den jeweiligen Tätig-
keitsgruppen gewichtet. 

Arbeitsbedingungen bei 
Subunternehmern der DPAG 
Die DPAG hat in den letzten Jahren 
Kernbereiche ihres Briefdienstes 
ausgelagert. Diese Tätigkeiten über-
nehmen heute externe Unternehmen 
im Auftrag der DPAG. Da diese Un-
ternehmen mittelbar im lizenzierten 
Briefmarkt tätig sind, müssen sie bei 
einer Darstellung der Arbeitsbedin-
gungen im Briefmarkt berücksichtigt 
werden. Die Auslagerungen betrafen 
im Wesentlichen die Bereiche Brief-
kastenleerung (Nahtransport), Haupt-
lauf (Ferntransport) und Filialbetrieb.  

Bei der Briefkastenleerung schätzen 
wir den Auslagerungsumfang der 
DPAG auf über 50 %. Diese Tätigkei-
ten nehmen vorwiegend Taxiunter-
nehmen, Speditionen oder auch Pri-
vatleute wahr. Transporte im Haupt-
lauf, also Transporte zwischen den 
Briefzentren, übernehmen zu über 
75 % externe Speditionen. Insgesamt 
schätzen wir, dass die DPAG seit 
2000 etwa 8.000 Vollzeitstellen im 
gesamten Transportbereich ausgela-
gert hat. 

Im Bereich der stationären Einrich-
tungen sind seit 1997 mehr als 7.000 
Filialen in Agenturen umgewandelt 

Tabelle 1: Stundenlöhne bei der DPAG in EUR – Aktueller Tarifvertrag 

Tätigkeitsgruppe Entgeltgruppe Min Max Mittelwert 

Fahrer (nah)  2  9,63 11,69 10,57 

Fahrer (fern)  3  10,14 12,72 11,29 

Briefzusteller  3  10,14 12,72 11,29 

Mitarbeiter Verkauf  2-3  9,63 12,72 11,18 

Kfm. Mitarbeiter  3-9  10,14 24,08 17,11 

Quelle: Eigene Erhebung und Deutsche Post AG (2007)1. Angaben ohne Berücksichti-
gung von Jahressonderzahlung, Urlaubsgeld und sonstigen Prämien.
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worden. Dabei übernehmen Einzel-
händler die Aufgaben einer ehemali-
gen Postfiliale. Von den über 5.000 
verbleibenden, mit posteigenem Per-
sonal betriebenen Filialen sind aller-
dings 3.730 Standorte so genannte 
Post-Service-Filialen. Diese sind – 
ähnlich wie die Postagenturen – in 
bestehende Geschäfte integriert; die 
dort Beschäftigten sind als geringfü-
gig Beschäftigte bei der DPAG ange-
stellt und bieten Postdienstleistungen 
an. Den Auslagerungsumfang der 
DPAG im Filialbetrieb seit 1997 
schätzen wir – inklusive der Post-
Service-Filialen – auf 12.000 bis 
17.000 Vollzeitstellen. 

Das gesamte Auslagerungsvolumen 
der DPAG im Transport- und Filialbe-
trieb schätzen wir auf 20.000 bis 
25.000 Vollzeitstellen. 

Die Löhne in den Branchen, die aus-
gelagerte Dienste der DPAG erbrin-
gen, bewegen sich zwischen 
EUR 6,00 und EUR 9,50. Die Wo-
chenarbeitszeiten im Speditionsge-
werbe und im Einzelhandel betragen 
40,0 bzw. 38,5 Stunden, während Ta-
xifahrer etwa 52,5 Stunden pro Wo-
che arbeiten. Die Urlaubansprüche 
liegen zwischen 27 und 30 Tagen. 
Insgesamt sind die Löhne bei den 
Subunternehmern der DPAG im 
Durchschnitt geringer als bei der 
DPAG, während die Wochenarbeits-
zeiten im Schnitt über dem Niveau 
der DPAG liegen. 

Arbeitsbedingungen bei 
Wettbewerbern 
Die Wettbewerber der DPAG wenden 
bisher keine Tarifverträge an. Aller-
dings gibt es offenbar Gespräche 
zwischen den beiden größten Wett-
bewerbern, der PIN Group und TNT 
Post Deutschland, und Verdi über 
den Abschluss eines solchen Ver-
trags.

Die Wettbewerber wenden für ihre 
Zusteller unterschiedliche Entloh-
nungsmodelle an. Knapp die Hälfte 
der Unternehmen entlohnt aus-
schließlich pauschal nach Arbeitszeit, 

während mehr als die Hälfte entweder 
einen Stücklohn pro zugestellter Sen-
dung zahlt oder eine Kombination aus 
pauschaler und Stücklohnvergütung 
anwendet. Für die Berechnung des 
einheitlichen Indikators „Stundenlohn“ 
haben wir Stücklöhne entsprechend 
umgerechnet (siehe Tabelle 3). 

Tabelle 3 stellt Stundenlöhne für 
sechs Tätigkeitsgruppen dar. Für jede 
Tätigkeitsgruppe sind drei Werte an-
gegeben: Der niedrigste von einem 
Briefdienst gezahlte Stundenlohn 
(Min), der höchste Stundenlohn (Max) 
und der gewichtete Durchschnitt bei 
allen an der Befragung teilnehmen-
den Briefdiensten (Mittelwert).4 Zwi-
schen den verschiedenen Brief-
dienstleistern gibt es erhebliche Un-
terschiede im Lohnniveau. So beträgt 
z. B. der niedrigste gezahlte Lohn für 

einen Briefzusteller EUR 5,50, der 
höchste gezahlte Lohn dagegen EUR 
13,00. Die Mittelwerte der Tätigkeits-
gruppen bewegen sich zwischen 
EUR 7,64 für Fahrer (nah) und 
EUR 16,22 für kaufmännische Mitar-
beiter; ein Briefzusteller verdient im 
Durchschnitt EUR 7,94. Als durch-
schnittlicher Stundenlohn bei den 
neuen Briefdienstleistern ergibt sich 
ein Wert von EUR 8,44 (gewichtetes 
Mittel; die durchschnittlichen Stun-
denlöhne der sechs Tätigkeitsgrup-
pen wurden mit den Anteilen der Mit-
arbeiter gewichtet). 

Die Wochenarbeitszeiten für Vollzeit-
arbeitskräfte der Wettbewerber liegen 
in den verschiedenen Tätigkeitsgrup-
pen zwischen 38 und 40 Stunden und 
somit unter dem gesetzlichen 
Höchstmaß von 48 Stunden. Im 
Durchschnitt beträgt die Wochenar-
beitszeit knapp 39 Stunden. 

Die Urlaubsansprüche liegen bei allen 
Wettbewerber über dem gesetzlich 
vorgeschriebenen Wert von 20 Ta-
gen, in einige Fällen jedoch nur ge-
ringfügig. Auffällig ist, dass Zusteller, 
Fahrer und Sortierer geringere Ur-
laubsansprüche haben als ihre Kolle-
gen in Verkauf und Büro. Der durch-
schnittliche Urlaubsanspruch von Be-
schäftigten bei Wettbewerbern be-
trägt 22,9 Tage. 

Arbeitsbedingungen in Ver-
gleichsbranchen
Zur Einordnung der festgestellten Ar-
beitsbedingungen im Briefmarkt un-
tersucht die Studie die regionalen Ar-
beitsbedingungen in verschiedenen 
Vergleichsbranchen. Für die Auswahl 
von Vergleichsbranchen gibt es in der 
arbeitsökonomischen Literatur keine 
einschlägigen Kriterien. Wir haben 
solche Branchen ausgewählt, die ei-
nerseits hinsichtlich der Tätigkeit, der 
strukturellen Zusammensetzung der 
Arbeitnehmerschaft sowie der Qualifi-
kationsanforderungen möglichst ver-
gleichbar zum Briefsektor sind, und 
für die andererseits regionalisierte 
Lohndaten von der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) erhältlich sind:5
(1) Druckgewerbe (WZ, d. h. Wirt-
schaftszweig 222); (2) Einzelhandel 
(WZ 521); (3) Versandhandel (WZ 
526); (4) Gastgewerbe (WZ 55); 
(5) Speditionen (WZ 634); (6) Daten-
verarbeitung und Datenbanken (WZ 
72).

Die Daten der BA belegen die erheb-
lichen regionalen Lohnunterschiede 
in den Branchen. Die in Tabelle 4 an-
gegebenen Stundenlöhne sind je-
weils durchschnittliche Löhne, die in 
einer Branche für Vollzeitkräfte ge-

Tabelle 2: Arbeitsbedingungen bei Subunternehmern der DPAG 

Branche Stunden-
lohn (EUR) 

Wochenarbeitszeit 
(Std.) 

Urlaubstage 
(5-Tage-Woche) 

Taxi (Fahrer) ~ 6,00 ~ 52,5 ~ 30 

Speditionen (Fahrer) ~ 9,50 ~ 40,0 ~ 28 

Einzelhandel
(Verkäufer/Verkaufshilfen) ~ 8,50 ~ 38,5 ~ 27 

Durchschnitt (geschätzt) ~ 8,00 ~ 43,0 ~ 28 

Quelle: Tarifverträge, Statistisches Bundesamt (2007)2, Linne und Krause (2006)3, WSI-
Tarifarchiv, eigene Berechnungen.

Tabelle 3: Stundenlöhne bei Wettbewerbern (Lizenznehmer ohne DPAG) in EUR 

Tätigkeitsgruppe Min Max Mittelwert 

Sortierer 5,00 13,84 8,36

Fahrer (nah) 6,00 11,00 7,64

Fahrer (fern) 6,25 10,50 8,20

Briefzusteller 5,50 13,00 7,94

Mitarbeiter Verkauf 6,72 25,00 14,39

Kfm. Mitarbeiter 6,00 28,90 16,22

Quelle: Eigene Erhebung und Berechnungen. 
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zahlt werden. Für jede Branche ist 
der Durchschnittslohn des Kreises mit 
dem niedrigsten und dem höchsten 
Lohniveau (Min/Max) sowie der Bun-
desdurchschnitt angegeben. Insge-
samt zeigt die Tabelle, dass die Mi-
nimal- und Maximallöhne teilweise 
sehr weit auseinander liegen. Ent-
sprechend hoch ist auch die Stan-
dardabweichung. Abbildung 1 illust-
riert für das Speditionsgewerbe die 
regionalen Schwankungen der 
Durchschnittslöhne. Die Farbsätti-
gung gibt dabei jeweils das regionale 
Einkommen eines Kreises im Ver-
hältnis zum Bundesdurchschnitt an: 
Je dunkler die Farbe, desto höher das 
Lohnniveau des Kreises. Das Ost-
West-Gefälle der Löhne (auch) im 
Speditionsgewerbe ist augenfällig. 
Die Abbildung zeigt aber auch deutli-
che Abweichungen zwischen be-
nachbarten oder nahe gelegenen 
Kreisen sowohl in West- als auch in 
Ostdeutschland. Die höchsten Lohn-
niveaus finden sich in west- und süd-
deutschen Ballungszentren, z. B. in 
München, Stuttgart, im Rhein-Main-
Gebiet und einigen Kreisen in NRW. 

Die tariflichen Wochenarbeitszeiten 
liegen in den ausgewählten Ver-
gleichsbranchen zwischen 34 und 
40,4 Stunden. Ebenso liegen die Ur-
laubsansprüche mit 25 bis 33 Tagen 
im Bereich des Üblichen. 

Schlussfolgerungen
Die Studie kommt zu folgenden 
Schlussfolgerungen: 

1) Das durchschnittliche Lohnni-
veau im Briefmarkt – bei DPAG, 
Wettbewerbern und DPAG-
Subunternehmern – liegt über 
dem von ver.di geforderten 
branchenübergreifenden Min-
destlohn (EUR 7,50). Löhne bei 
einzelnen Unternehmen liegen 
jedoch darunter. 

2) Der Briefsektor ist in weiten Tei-
len ein Niedriglohnsektor. Die 
Einstiegslöhne von DPAG und 
Wettbewerbern liegen unterhalb 
oder im Bereich der Niedrig-
lohnschwelle (nach OECD-
Definition).

3) Das durchschnittliche Lohnni-
veau der DPAG ist branchenun-
üblich hoch; im Vergleich zu den 
DPAG-Subunternehmern wie zu 
Wettbewerbern. 

4) Im Vergleich zu regionalen 
Lohnunterschieden in anderen 
Branchen erscheinen die Lohn-
unterschiede im Briefdienst nicht 
ungewöhnlich. 

Abbildung 1: Speditionen (WZ 634) – Durchschnittlicher Stundenlohn je Kreis (Bun-
desdurchschnitt = 100 %) 

bis 70%
70 - 90%
90 - 110%
110 - 130%
mehr als 130%
kein Wert

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung nach Primärdaten der Bundesagentur für Ar-
beit (Meldungen zur Sozialversicherung), Stand: 2004. 

Tabelle 4: Stundenlöhne in ausgewählten Vergleichsbranchen in EUR 

Branche 
Min

(Durchschnitt 
Kreis)

Max
(Durchschnitt 

Kreis)

Bundes-
durchschnitt 

Standard-
abweichung 

Druckgewerbe 6,03 23,70 18,04 3,68 

Einzelhandel 7,92 17,35 12,86 1,46 

Versandhandel 5,41 23,22 14,95 3,15 

Gastgewerbe  4,97 12,17 8,28 1,18

Speditionen 7,57 18,14 13,22 1,98 

Datenverarbei-
tung/-banken

5,95 30,41 25,15 4,84 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Primärdaten der Bundesagentur für Arbeit (Meldun-
gen zur Sozialversicherung), Stand: 2004; Ermittlung der Umrechnungsfaktoren 
(Wochenarbeitszeit zur Umrechnung von Monatslohn in Stundenlöhne) auf Basis 
von Statistisches Bundesamt (2007) und WSI-Tarifarchiv.
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5) Die bundesweit einheitlichen 
Löhne der DPAG sind unge-
wöhnlich – sowohl in der Bran-
che als auch im Vergleich zu 
anderen Branchen. 

6) Seit der Privatisierung hat die 
DPAG bedeutende Schritte zur 
Absenkung und Flexibilisierung 
ihrer Lohnkosten unternommen, 
insbesondere durch die Absen-
kung des Lohnniveaus für Neu-
einstellungen in den Lohnab-
schlüssen 2000/2003. 

7) Die DPAG hat in erheblichem 
Umfang Kernbereiche des 
Briefdienstes ausgelagert, z. B. 
im Transport und im Filialnetz. 
Diese Auslagerungen entspra-
chen einem Beschäftigungsvo-
lumen von 20.000 bis 25.000 
Vollzeitstellen bei der DPAG. 
Die Subunternehmer, die einen 

relevanten Teil der Wertschöp-
fungskette der DPAG erbringen, 
zahlen deutlich niedrigere Löh-
ne.

8) Wettbewerber zahlen teilweise 
Stücklöhne, um ihre Kosten fle-
xibel zu halten und ihrer 
schwankenden Nachfrage an-
zupassen. 

9) Die Wochenarbeitszeiten für 
Vollzeitkräfte im Briefmarkt er-
scheinen üblich im Vergleich zu 
anderen, auch tarifgebundenen 
Branchen. 

10) Die Urlaubsansprüche bei Wett-
bewerbern im Briefmarkt liegen 
über dem gesetzlichen Mindest-
anspruch, sind aber niedriger 
als bei der DPAG und in ande-
ren, insbesondere tarifgebunden 
Branchen. 

11) Mit Blick auf die Entwicklung ei-
nes konkreten Vergleichsmaß-
stabs zur Überprüfung der so-
zialen Schutzstandards des 
Postgesetzes (§ 6 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 3 PostG) sollte eine detail-
lierte Analyse der lokalen Ar-
beitsmärkte für Tätigkeiten des 
Briefdienstes und vergleichbare 
Tätigkeiten durchgeführt wer-
den.

Alex Dieke, Martin Zauner 
                                                          
1 Deutsche Post AG (2007): Entgelttarifver-

trag für Arbeitnehmer der Deutsche Post 
AG vom 18. Juni 2003, zuletzt geändert 
durch TV Nr. 131, Stand 1.1.2007, Bonn. 

2 Statistisches Bundesamt (2007): Löhne und 
Gehälter, Tariflöhne, Fachserie 16, Reihe 
4.1

3 Linne und Krause (2006): Gutachten gemäß 
§13(4) PBefG über die Funktionsfähigkeit 
des Taxigewerbes im Gebiet der Stadt Aa-
chen, erstellt für das Straßenverkehrsamt 
Aachen, August 2006, Hamburg. 

4 Die Gewichtung des Lohnes erfolgt anhand 
des Anteils der Mitarbeiter eines Unterneh-
mens an der Gesamtzahl der Mitarbeiter in 
der Stichprobe. So findet z. B. der Stunden-
lohn für Briefzusteller eines Unternehmens 
mit vielen Zustellern mehr Eingang in den 
Mittelwert als der eines Unternehmens mit 
wenigen Zustellern. 

5 Für diese Untersuchung greift die Studie auf 
Lohndaten (durchschnittliche Monatsver-
dienste für Vollzeitkräfte) der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA), differenziert nach Land-
kreisen bzw. kreisfreien Städten (im Fol-
genden „Kreise“), zurück. Diese Daten lie-
gen für Wirtschaftszweige (WZ; nach der 
„WZ2003“ der amtlichen Statistik) im 3-
Steller-Bereich vor. 

Informations- und Telekommunikationstechno-
logien (ITK) im Energiesektor – Inkrementelle 
Modernisierung oder Paradigmenwechsel? 

Das Projekt eEnergy 
Obwohl ITK-Technologien und –
Dienstleistungen heutzutage eine 
nicht mehr weg zu denkende Vorleis-
tungsfunktion für alle Wirtschaftssek-
toren besitzen, ist deren durchgängi-
ge und effiziente Nutzung keineswegs 
eine Selbstverständlichkeit. In den 
meisten Fällen entstehen Anreize für 
eine hohe Marktpenetration und ei-
nen weitreichenden Einsatz von ITK 
sogar erst dann, wenn durch Liberali-
sierungsmaßnahmen vormals hochin-
tegrierte vertikale Industriestrukturen 
aufgebrochen, monolithisch organi-
sierte Prozesse der Wertschöpfung 
sukzessive dekonstruiert und durch 

sektorspezifische Regulierung 
Schnittstellen für neue Akteure bzw. 
Investoren geschaffen werden. 

Seit 1999 die europäische Richtlinie 
96/92 für die Strommärkte in Kraft 
trat, wurden in Deutschland schritt-
weise die Netze geöffnet, neue Wett-
bewerber traten in den Markt und der 
Endkunde erhielt erstmals die Mög-
lichkeit der freien Wahl des Versor-
gers. Die Wertschöpfungsstufen Er-
zeugung, Transport, Verteilung und 
Versorgung (vgl. Abb. 1) wurden insti-
tutionell deutlich voneinander abge-
grenzt und insbesondere bei der Er-

zeugung und Versorgung die Wei-
chen für den Wettbewerb gestellt. 
2002 wurde in Leipzig mit der Euro-
pean Energy Exchange (EEX) eine 
Handelsbörse für Strom geschaffen, 
die damit erstmals in transparenter 
Form für die Branche Preisinformati-
onen für temporäre und mengenbe-
zogene Verfügbarkeiten von Strom 
bereitstellt. Besondere Bedeutung für 
den Wandel des Sektors kommt auch 
dem Erneuerbare-Energie-Gesetz 
(EEG) zu, mit dessen Hilfe seit dem 
1.4. 2000 die Stromerzeugung dezen-
traler Einheiten staatlich gefördert 
wird. 

Tabelle 5: Wesentliche Arbeitsbedingungen im Briefmarkt: DPAG, DPAG-
Subunternehmer und Wettbewerber 

DPAG DPAG-
Subunternehmer Wettbewerber 

Durchschnittlicher Stundenlohn 
(EUR) 11,40 8,00 8,44 

Wochenarbeitszeit (Stunden) 38,5 43,0 38,8

Urlaubstage 28,0 28,0 22,9

Quelle: Eigene Erhebung und Berechnung.



Newsletter Nr. 67, Juni 2007 7

In der Summe der Veränderungen 
der letzten Jahre zeigt sich, dass das 
System „Energieversorgung“ durch 
die Einführung wettbewerblicher Ele-
mente nicht nur deutlich dynamischer, 
sondern auch komplexer geworden 
ist, dass deutlich mehr Akteure an der 
Leistungserbringung teilhaben und 
dass immer mehr „Verbraucher“ 
gleichzeitig zu Erzeugern werden. Die 
Notwendigkeit zum Austausch von 
Daten und die Nachfrage nach Infor-
mationen steigen dadurch dramatisch 
an. Gleichzeitig haben die energie- 
sowie umweltpolitischen Diskussio-
nen in der jüngeren Zeit zu einem un-
übersehbaren Bedeutungszuwachs 
der im energiepolitischen Zieldreieck 
repräsentierten Parameter der Ver-
sorgungssicherheit, der Wirtschaft-
lichkeit sowie des Klimaschutzes (Ky-
oto-Protokoll) geführt, in deren Folge 
der sektorielle Modernisierungsdruck 
stark zunimmt. 

Das Projekt eEnergy 
Vor diesem Hintergrund hat das Bun-
desministerium für Wirtschaft und 
Technologie (BMWi) das Projekt „Po-
tenziale der Informations- und Kom-
munikationstechnologien zur Optimie-
rung der Energieversorgung und des 
Energieverbrauchs (eEnergy)1“ be-
auftragt, das unter Federführung von 
WIK-Consult in Kooperation mit den 
Fraunhofer Instituten ISI und ISE 
durchgeführt wurde.2 Zur methodi-
schen Validierung der Ergebnisse 
wurden im Rahmen der Studie meh-
rere Workshops mit Vertretern der In-
dustrie, der Verbände und des Minis-
teriums organisiert sowie zahlreiche 
strukturierte Experteninterviews 
durchgeführt. 

Zu den zentralen Erkenntnisinteres-
sen der Studie gehörten insbesonde-

re die Fragen nach dem Stand, der 
Verfügbarkeit sowie der Marktpenet-
ration der für die Realisierung von 
eEnergy erforderlichen Technologien, 
die Frage nach den technologischen 
Lücken und Potenzialen sowie die 
Frage nach den Markthemmnissen 
und den sich daraus ergebenden 
Notwendigkeiten und Handlungsopti-
onen in den Bereichen der Erzeu-
gung (z. B. virtuelle Kraftwerke bzw. 
Smart Grids), des Managements der 
Übertragungs- und Verteilnetze (z. B. 
Netzmonitoring) sowie der Demand 
Response und des Demand-Side-
Managements auf der Energienutzer-
seite (z. B. Smart Metering, Facility 
Management, Intelligent Building). In 
der Beantwortung dieser Fragen wur-
den Handlungsfelder identifiziert, e-
nergiewirtschaftliche wie ITK-bezo-
gene Potenziale aufgezeigt sowie 
Chancen und Marktbarrieren darge-
stellt, die sich aus der Technologie-
Konvergenz beider Sektoren erge-
ben.

Der Technological Pool be-
inhaltet alle wesentlichen 
Elemente
Zu den zentralen Befunden der Stu-
die gehört, dass der Technological 
Pool im Bereich ITK heute im Kern al-
le wesentlichen Elemente enthält, um 
eEnergy über alle Stufen der Wert-
schöpfungskette hinweg bruchlos rea-
lisieren zu können. Dies gilt insbe-
sondere für die Mikroelektronik, die 
durch Miniaturisierung, Leistungsstei-
gerung, Kostendegression und An-
wendungsprogrammierung alle erfor-
derlichen Eigenschaften aufweist, um 
ubiquitär und preisgünstig Messdaten 
erzeugen, Zustandsüberwachungen 
durchführen, Aktoren steuern, Ver-
brauchsinformationen speichern so-

wie alle relevanten Daten telekom-
munikativ übertragen zu können. 

Auch im Bereich der Datenübertra-
gung sind durch die Digitalisierung 
der Netze und die Migration zu Next 
Generation Networks („all IP“) alle 
Voraussetzungen für eEnergy gege-
ben. Musste vor Jahren für den 
TEMEX-Dienst3 der Deutschen Post 
für jeden Informationsaustausch ei-
gens eine teure Wählverbindung ge-
schaltet werden, so ermöglicht heute 
die „always-on“-Funktionalität von In-
ternetzugängen einen Datentransport 
zu Grenzkosten von Null. Schließlich 
bringt die Migration des Internetproto-
kolls nach IPv6 eine erhebliche Er-
weiterung des IP-Nummernraumes 
mit sich, welche es künftig erlaubt, im 
Bereich der Erzeugung, Verteilung 
und Nutzung allen elektri-
schen/elektronischen Funktionsträ-
gern und Geräten eine eigene Adres-
se zuzuweisen und sie damit in einen 
umfassenden Kommunikationsver-
bund („Internet der Dinge“) mit einzu-
beziehen.  

Von erheblicher Bedeutung für diesen 
Systemverbund ist nicht zuletzt auch 
der in den letzten Jahren vorange-
schrittene Aufbau der Mobilfunknetze, 
die es erlauben, durch GSM-
Funkmodule dezentrale Energieer-
zeuger wie z. B. Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-Anlagen oder Windkonverter zu 
überwachen oder Straßenbeleuch-
tungen nach Bedarf oder Lichtver-
hältnissen zu steuern. 

Nicht nur im Bereich der Übertra-
gungs- und Anschlussnetze, sondern 
auch im Bereich Inhouse-Kommu-
nikation zur Gebäudeautomation und 
zum Gebäudemanagement wurden in 
den letzten Jahren große Fortschritte 
erzielt. Mit dem European Installation 
Bus (EIB) (EN 50090) sowie dem Da-
tenaustauschprotokoll EIB/KNX wur-
de eine einheitliche Plattform und ein 
Austauschstandard etabliert, der es 
Geräteherstellern wie Siemens oder 
Bosch ermöglicht, schon seit einigen 
Jahren entsprechende „braune“ und 
„weiße“ Ware mit KNX-Schnittstellen 
in ihrem Produktportfolio zu führen. 
EIB/KNX wird von der Konnex Asso-
ciation unterstützt, in der sich in 
Deutschland über 4.500 zertifizierte 
Fachbetriebe zusammengeschlossen 
haben. Dies bedeutet, dass entspre-
chende Fachkompetenz für entspre-
chende Modernisierungsmaßnahmen 
flächendeckend zur Verfügung steht.  

Während sich noch vor wenigen Jah-
ren der Einsatz von EIB/KNX-
Funktionalitäten auf Grund der hohen 
Installationskosten im Prinzip auf 
Neubauten beschränkte, stehen heu-
te auch zur nachträglichen Realisie-
rung intelligenter Gebäudefunktionen 

Abbildung 1: Wertschöpfungskette des Energiesektors 
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sowohl Fixed-line-basierte (Powerli-
ne) als auch Funk-basierte Lösungen 
(DECT, WLAN, Bluetooth, ZigBee 
etc.) zur Verfügung. Mit diesen Wire-
less Personal Area Networks 
(WPANs) können sämtliche Strom-
verbrauchsgeräte auf Industriegelän-
den oder in älteren Gebäuden in ein 
ITK-basiertes Systemmanagement 
einbezogen werden, ohne dass damit 
aufwändige bauliche Veränderungen 
verbunden sind. 

Chancen des Einsatzes von 
ITK
Aus telekommunikativer Sicht findet 
der Austausch von Daten und Infor-
mationen sowohl innerhalb der ein-
zelnen Wertschöpfungssegmente als 
auch zwischen den Akteuren von Ver-
sorgungsgebieten und Bilanzkreisen 
bislang nur sehr unzureichend statt. 
Tatsächlich dominieren in diesen „In-
seln“ unterschiedliche Datenformate 
(ASCII, CSV, XML, RDF) und Aus-
tauschprotokolle (FTP, http, TCP/IP, 
Gopher). Es handelt sich um eine e-
her „händische“ Kommunikation, die 
noch weitgehend durch Telefonate, 
Fax und eMail erfolgt.4 In unserer 
Studie erweist sich, dass erst eine 
durchgängige, auf einheitlichen Pro-
tokollen und Datenformaten basie-
rende und ohne Medienbrüche reali-
sierte Kommunikationsstruktur über 
alle Stufen der Wertschöpfung hin-
weg eine Realisierung der Innovati-
ons- und Rationalisierungspotenziale 
ermöglicht. 

 Im Bereich der Erzeugung etwa 
eröffnet die telekommunikative In-
tegration aller dezentralen Einzel-
erzeuger die Chance einer 
deutschlandweiten Zusammen-
führung zu virtuellen Kraftwerken. 
Dadurch können auch dezentrale 
Energieerzeuger in den Regel-
energiemarkt einbezogen werden. 

 Im Bereich der Transportnetze er-
folgen „Steuerungsleistungen“ bis-
lang über die Netzfrequenz. Eine 
telekommunikative Rückmeldung 
über die jeweiligen Netzzustände 
ist bisher nur vereinzelt implemen-
tiert. Über eine flächendeckende 
Einbindung im Bereich Transport-
netzmanagement kann ITK einen 
wichtigen Beitrag zur kontinuierli-
chen Netzüberwachung, zur Mes-
sung der Versorgungsqualität 
(Power Quality), zur Meldung von 
Störfällen oder zur Suche von 
Fehlern leisten. Durch eine konti-
nuierliche Messung der Strombe-
lastbarkeit von Freileitungen bei 
Windstrom beispielsweise können 
Eingriffe in die Erzeugung deutlich 
gesenkt sowie zeitlich verkürzt 
werden.  

 Im Bereich des Managements der 
Verteilnetze werden der direkte 
Lastabwurf und die indirekte Last-
steuerung nach heutigem Stand 
durch Rundsteuertechnik bzw. 
partiell durch Funklösungen reali-
siert. Durch die flächendeckende 
Einführung von Demand-Side 
Management bzw. Demand Res-
ponse könnten z. B. im Bereich 
der Industrieanwendungen oder 
durch Grid Friendly Appliances 
flexible Stellgrößen geschaffen 
und in den Lastausgleich einge-
bunden werden.  

 Um die Chancen der Laststeue-
rung auch im Bereich der Privat-
haushalte zu nutzen, sind erhebli-
che Innovationen und Investitio-
nen im Mess- und Zählwesen er-
forderlich. Messgeräte für den 
Stromverbrauch stellen einen di-
rekten Zugang zu allen Unter-
nehmen und Haushalten dar. Die-
se Zähler gehören überwiegend 
den kommunalen Versorgern und 
werden meist manuell ausgele-
sen. Werden diese Zähler durch 
intelligente, bidirektionale Gate-
ways (Smart Meter) ersetzt, so 
ließen sich hierdurch die Spitzen-
lasten reduzieren und bedeutende 
Einsparpotenziale erzielen: Smart 
Meter ermöglichte erstmals einen 
(automatisierten) Dialog von Er-
zeugern, Versorgern und 
Verbrauchern in Echtzeit: Tarife 
könnten flexibilisiert und visuali-
siert werden und den „Verbrau-
chern“ die Möglichkeit geben, ihr 
„Verbrauchsverhalten“ an Preisin-
formationen auszurichten. Zudem 
könnten neue Dienstleistungen für 
die Stromkunden realisiert wer-
den: Beispiele britischer Versor-
ger zeigen, dass ein solcher Weg 

große Chancen für die Erweite-
rung ihres traditionellen Dienst-
leistungsportfolios etwa in Rich-
tung Gebäudesicherheit, Schu-
lungs- und Beratungsmaßnah-
men, Betrieb von Informationspor-
talen etc. bietet. In längerfristiger 
Perspektive könnte die Einführung 
von Smart Meter als Interims- 
bzw. Migrationsstrategie auf dem 
Weg zu einem flächendeckenden 
und tief greifenden Management 
von Gebäuden durch Gebäude-
leittechnik und Home Automation 
dienen. 

Zusammenfassend wird deutlich, 
dass der Einsatz von ITK in den Be-
reichen Erzeugung, Transport und 
Verteilung sich vor allem als inkre-
mentelle Prozessinnovation bemerk-
bar machen würde, die vermutlich ei-
ne höhere Systemintegration, höhere 
Verfügbarkeit, mehr Flexibilität, 
Transparenz und Wettbewerb zur 
Folge hätte. Energieeinsparungen 
und systemische Effizienzgewinne 
aber werden wahrscheinlich erst dann 
in spürbarem Umfang realisiert wer-
den können, wenn auch der Bereich 
der „Verbraucher“ vollständig in den 
Informations- und Kommunikations-
fluss integriert würde. Die telekom-
munikative Rückkoppelung von Er-
zeugung und „Verbrauch“ erst würde 
das Potenzial für einen wirklichen Pa-
radigmenwechsel eröffnen. Hierdurch 
würden die Voraussetzungen ge-
schaffen, die Nachfrage durch Preis-
informationen und Anreizstrukturen 
soweit zu flexibilisieren, dass 
Verbrauchsniveau und Lastspitzen 
merklich abgesenkt werden könnten 
(vgl. Abb. 2). 

Abbildung 2: Erweiterte Informationsflüsse in einer effizienzoptimierten Wert-
schöpfungskette 
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Probleme des Einsatzes von 
ITK
Im Rahmen der Analyse und in den 
Gesprächen mit der Industrie wurde 
deutlich, dass die Realisierung von 
eEnergy zahlreiche grundlegende 
Herausforderungen stellt, die sich aus 
der Notwendigkeit zur Integration der 
verschiedenen, immer stärker verteil-
ten Wertschöpfungsaktivitäten erge-
ben. Hierzu gehören z. B. die Fragen 
nach einer Verwendung einheitlicher 
Datenformate, die inzwischen von al-
len Akteuren an Stelle der bisher weit 
verbreiteten proprietären Lösungen 
verwendet werden müssen5. Ferner 
stehen Fragen nach der Datenqualität 
und nach den Fristen für die Bereit-
stellung im Raum oder danach, wel-
che (neuen?) Institutionen die gene-
rierten Daten speichern, aggregieren, 
bewerten und wieder verteilen. Auch 
werden Aspekte der Datensicherheit, 
der Verschlüsselung von Daten und 
des Datenschutzes bei „eEnergy“ ei-
ne große Rolle spielen.  

In einem solchen Szenario würden 
die rund 40 Mio. Haushalte sowie et-
wa 5 Mio. Unternehmen mehrfach 
täglich Preisinformationen über den 
jeweils aktuellen Tarif erhalten und 
umgekehrt ihren (aktuellen) Bedarf (in 
automatisierter Form) zurückmelden. 
In einem weiteren Schritt wäre denk-
bar, dass zu Spitzenlastzeiten be-
stimmte Cluster von industriellen Pro-
zessen, Haushalten oder Geräten 
(Kühlaggregate, Kühlschränke, 
Waschmaschinen) abgeschaltet und 
bei abnehmender Nachfrage wieder 
zugeschaltet würden. Es ist offenkun-
dig, dass derart weitreichende Verän-
derungen zahlreiche Fragen zum Haf-
tungsrecht, zum Persönlichkeitsrecht 
oder zum Verbraucherschutz aufwer-
fen.

Handlungsperspektiven
In den Projektdiskussionen wurde 
deutlich, dass viele der aufgeworfe-
nen Fragen sich nicht allein durch 
Desk Research beantworten lassen. 
Adäquate Lösungen müssen durch 
praktische Anwendungen im Rahmen 
von Piloten durch die maßgeblichen 
Akteure selbst entwickelt werden. 
Hierbei spielen der Systemgedanke 
und die Vernetzung eine zentrale Rol-
le. Im Rahmen der Studie wurden da-
her sieben Modellprojektvorschläge 
zu Smart Generation, Virtuelle Kraft-
werke, Intelligentes Netzmanage-
ment, Smart Metering, Smart Custo-
mer, dem Einsatz von eEnergy in 
kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie zu Demand Response entwi-
ckelt.

Das BMWi hat diese Vorschläge auf-
gegriffen und weiterentwickelt. Ende 
April d. J. wurden die Rahmendaten 
für die Durchführung eines entspre-
chenden Technologiewettbewerbs „E-
Energy: ITK-basiertes Energiesystem 
der Zukunft“ veröffentlicht. Es sollen 
im vorwettbewerblichen Bereich drei 
bis fünf Modellprojekte mit insgesamt 
bis zu 40 Mio. Euro gefördert wer-
den.6 Mit diesen regionalen Projekten 
soll ein Modellbau erfolgen, um brei-
tenwirksam Nachahmungseffekte und 
Folgeinvestitionen anzustoßen. Zu-
wendungsempfänger können private 
und öffentliche Unternehmen der E-
nergie- und ITK-Branche, des Ma-
schinen-, Anlagen- und Gerätebaus, 
Anwenderunternehmen sowie rele-
vante Forschungseinrichtungen mit 
Sitz in Deutschland sein. 

Eine Jury wird im vierten Quartal die 
aussichtsreichsten Kandidaten identi-
fizieren, damit die Projekte zum Jah-
resbeginn 2008 begonnen werden 
können. Die Laufzeit wird auf vier 

Jahre veranschlagt. Damit die Inte-
ressenten aus der Industrie möglichst 
rasch zueinander finden und tragfähi-
ge Konsortialpartnerschaften bilden 
können, unterstützt der ITK-
Branchenverband BITKOM den ent-
sprechenden Informationsaustausch 
im Rahmen einer neu gegründeten 
Projektgruppe.7

Franz Büllingen 

                                                          
1 Der Projektbericht steht zum Download be-

reit auf der Homepage des BMWi unter: 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Servi
ce/

2 Um den Begriff eEnergy zu operationalisie-
ren, wurde zu Beginn des Projektes eine 
Sprachregelung vereinbart. eEnergy bedeu-
tet die Integration von ITK in den Energie-
sektor über alle Stufen der Wertschöpfung 
hinweg, um einen durchgehenden Kommu-
nikationsfluss herzustellen und zu gewähr-
leisten, dass alle Marktteilnehmer möglichst 
überall und jederzeit über diejenigen Infor-
mationen verfügen können, die sie zur effi-
zienten und ressourcenschonenden Opti-
mierung ihrer Prozesse bzw. ihres 
Verbrauchsverhaltens benötigen mit dem 
Ziel einer möglichst weitgehenden Automa-
tisierung. 

3 Bei TEMEX (Telemetry Exchange) handelt 
es sich um einen frühen TK-Dienst zum 
Fernüberwachen, Fernmessen und Fern-
wirken, der seit 1988 von der Deutschen 
Bundespost angeboten wurde. U. a. führten 
die hohen Kosten sowie die mangelnde 
Nachfrage Mitte der 90er Jahre zur Einstel-
lung dieses Dienstes.  

4 Diese Feststellung schließt ein, dass ein 
Teil dieser „Inseln“ bzw. regionalen Versor-
ger bereits einen sehr hohen Modernisie-
rungsstand erreicht hat. 

5 Hierzu wurde durch die BNetzA im Juli 2006 
durch die Vorgabe zur Benutzung des 
EDIFACT-Standards für den Datenaus-
tausch eine wichtige Grundlage geschaffen. 

6 s. www.bmwi.de/BMWi/Navigation/ 
7 s. www.bitkom.org/de/themen_gremien/ 

Spectrum Policies and Radio Technologies 
Viable in Emerging Wireless Societies 

(Sport Views) 
Im Mai 2007 wurde das Sport Views 
(Spectrum Policies and Radio Tech-
nologies Viable In Emerging Wireless 
Societies) Projekt abgeschlossen, ein 
Forschungsprojekt für die Europäi-
sche Kommission, an dem das WIK in 
einem Konsortium mit anderen wis-
senschaftlichen Instituten sowie Ver-
tretern der Industrie beteiligt war. Das 
Projekt hatte eine Laufzeit von 15 
Monaten und  beschäftigte sich mit 

neuen drahtlosen Technologien und 
ihren Auswirkungen auf die Verwal-
tung von Frequenzen sowie die Impli-
kationen unterschiedlicher Methoden 
des Frequenzmanagements für die 
Entwicklung neuer Technologien.  

Im Rahmen von Sport Views wurden 
drei Studien veröffentlicht sowie zwei 
Workshops und eine Abschlusskonfe-
renz veranstaltet. Die erste Studie mit 
dem Titel „Future Radio Technologies 

and their Impact on Spectrum Mana-
gement“ behandelt neue Radio Tech-
nologien und die für das Frequenz-
management relevanten Eigenschaf-
ten dieser Technologien. Abbildung 1 
stellt die untersuchten Technologien 
auf einer Zeitskala dar, die veran-
schaulicht, wann die Technologien 
voraussichtlicht in den Markt einge-
führt werden. Abbildung 2 unterteilt 
die Technologien in solche, die ihr 
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Potential nur entfalten können, wenn 
flexible Frequenzregulierungsinstru-
mente eingesetzt werden („disruptive 
technologies“). Mit flexibler Frequenz-
regulierung ist insb. gemeint, dass 
verstärkt spectrum sharing und Fre-
quenzhandel angewandt wird. Hinzu 
kommen jene Technologien, die eine 
effizientere Nutzung des Frequenz-
spektrums ermöglichen, ohne dass 
notwendigerweise eine flexiblere Fre-
quenzregulierung eingesetzt werden 
muss („enabling technologies“). Die 
ersten Gedanken und Ergebnisse der 
Studie wurden in einem Workshop im 
Juni 2006 vorgestellt und mit Vertre-
tern der Regulierungsbehörden, der 
Industrie sowie anderer Forschungs-
projekte, die sich mit der Thematik 
beschäftigen, diskutiert.  

Die zweite Studie untersucht die 
Auswirkungen ausgewählter Faktoren 
wie Netzaufbaukosten und Frequenz-
nutzungslizenzkosten auf die Ge-
schäftsmodelle für IMT-Advanced 
Technologien. Das Simulationsmodell 
zeigt, dass neue Technologien eine 
wichtige Rolle spielen können hin-
sichtlich der Investitionskosten für 
Netzwerke. 

Im Dezember 2006 fand ein zweiter 
Workshop statt, in dem die Ergebnis-
se der ersten beiden Studien vorge-
stellt und diskutiert wurden sowie An-
regungen für die dritte Studie aufge-
nommen wurden. Die dritte Studie un-

tersucht im Detail die Auswirkungen 
der in der ersten Studie besproche-
nen Technologien auf das Frequenz-
management und zeigt auf, welche 
Herausforderungen sich stellen, um 
das Potential neuer drahtloser Tech-
nologien (in Bezug auf ein effiziente-
res Frequenzmanagement) nutzen zu 
können. Der Schwerpunkt liegt dabei 
auf Ultra Wide Band (UWB) - für das 
auf europäischer Ebene bereits fre-
quenzregulatorische Rahmenbedin-
gungen zur Einführung der Technolo-

gie geschaffen wurden – sowie auf 
Software Defined Radio bzw. cogniti-
ve radio und intersystems control. Ult-
ra Wide Band ist eine underlay Tech-
nologie, die es ermöglicht, Frequenz-
spektrum parallel zu anderen Nutzern 
von Frequenzspektrum – auch primä-
ren Frequenznutzern, die eine Indivi-
duallizenzerteilt bekommen haben – 
zu nutzen. Durch die niedrigere Sen-
deleistung wird sichergestellt, dass 
keine Interferenzen stattfinden. Dabei 
wird eine hohe Datenübertragungs-

Abbildung 2: Enabling or disruptive technologies 

Quelle: Sport Views/Idate 

Abbildung 1: Technology Roadmap Estimation 

20022002 2003     2004     2005    2003     2004     2005    20062006 2007       2007       20082008 20092009 20102010 20112011 2012      2013    2012      2013    2014       2014       20152015 20162016

SDR:
Radio systems with full 
flexibility available from 
2015.

SDR:
Soft upgrades for mobile 
devices from 2011.

Multiple standards in 
mobile devices (GPS, 
WiMAX, 3G, WiFi).

UWB:
50 models of UWB 
devices approved by the 
FCC since 2002.

Cognitive radio:
Full dynamic spectrum 
access beyond  2015.

UWB:
CEPT defines a 
spectrum mask for 
generic UWB 
applications.
Harmonized standard in 
2006 or 2007.

Cognitive radio:
Smarter cognitive radios 
techniques from 2010.

Antennas technologies:
No previsions regarding 
wideband and reconfigurable 
antennas.

MIMO is expected 
to be deployed in 
commercial 
networks in the 
2008 timeframe.

SDR.

Many experiments. 

Wired remote upgrade in base stations 
from 2007.

Mesh networks. 
Many experiments and first
practical applications. 

MIMO. 
Experiments
Pre-standard MIMO equipments. 
MIMO applications will be part of 
the IEEE 802.11n High-
Throughput standard  which is 
expected in 2006

Cognitive radio:
Simple Dynamic Spectrum 
Access technologies already 
available

UWB: take-off of large 
scale deployment

Quelle: Sport Views/TNO 
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leistung dadurch erreicht, dass sehr 
breite Frequenzbänder genutzt wer-
den. Cognitive/Software Defined Ra-
dio ermöglicht den dynamischen Zu-
gang zu Frequenzspektrum, indem 
z.B. ungenutzte Frequenzen (z.B. in 
bestimmten Regionen oder zu be-
stimmten Tageszeiten) identifiziert 
werden und auf diese ungenutzten 
Frequenzen zurückgegriffen wird. 
Spectrum Sharing auf der Grundlage 
von dynamischem Zugang zu unge-
nutztem Frequenzspektrum wird auch 
als overlay bzw. vertical spectrum 
sharing bezeichnet. In der Studie wird 
auch darauf eingegangen, welche 
Rolle der Frequenzhandel im Zu-
sammenhang mit den neuen Techno-
logien spielen kann. Darüber hinaus 
werden die Ergebnisse von Gesprä-
chen mit Regulierungsbehörden zu 
dem Thema zusammengefasst. Ein 
Teil der Studie beschäftigt sich in 

größerem Detail mit den verschiede-
nen Frequenzmanagementregimes 
und stellt dar, welche Frequenzma-
nagementregimes in welchem Be-
reich angewandt werden könnten. 

Am 16. März 2007 fand in Brüssel die 
Abschlusskonferenz des Projekts 
statt. An der Konferenz haben über 
50 Vertreter der Industrie, von Regu-
lierungsinstitutionen sowie der Wis-
senschaft teilgenommen. Im ersten 
Teil der Konferenz wurden die Ergeb-
nisse einer Studie, die im Rahmen 
des Projekts erstellt wird, vorgestellt. 
Die vorgestellten Ergebnisse wurden 
im zweiten Teil der Konferenz mit 
Vertretern der Industrie, der Regulie-
rungsbehörden sowie der Wissen-
schaft diskutiert. Im ersten Podium, 
zu dem Dr. Klaus-Kohrt (UMTS Fo-
rum), Karl-Heinz Laudan (T-Mobile), 
Didier Bourse (Motorola/E2R) sowie 
Prof. Kiyotaka Yuguchi (Sagami Wo-

men's University) gehörten, wurden 
die Implikationen der Ergebnisse der 
Studie für die Industrie diskutiert. Das 
zweite Podium setzte sich zusammen 
aus Lilian Jeanty (Radio Agency), Dr. 
Rüdiger Hahn (Bundesnetzagentur), 
Eric Fournier (ANFR), Ruprecht Nie-
pold (European Commission), Prof. 
William Webb (Ofcom) sowie Prof. 
Kiyoshi Nakamura (Waseda Universi-
ty) und diskutierte die Implikationen 
der Ergebnisse der Studie für die Re-
gulierung.  

Die Präsentationen der Workshops 
und der Konferenz sowie die im 
Rahmen des Projekts erstellten Stu-
dien sowie der „Synthesis Report“ 
sind auf der Internetseite des Sport 
Views Projektes www.sportviews.org 
verfügbar. 

Sonia Strube Martins 

Next Generation Networks (NGN) – Technologi-
scher Hintergrund und Herausforderungen für 

Regulierung und Wettbewerbspolitik 
NGN – Technologische 
Grundlagen 
In vielen Ländern der Welt ist gegen-
wärtig ein tief greifender Wandel in 
den Architekturen und Topologien 
von Kommunikationsnetzen zu beo-
bachten. Wenn es auch im Einzelnen 
sehr unterschiedliche Ansätze der 
Netzbetreiber gibt so steht im Zent-
rum der Aktivitäten der Umbau der 
Netze hin zu „Next Generation Net-
works“ (NGN). Der Begriff „NGN“ soll 
in diesem Beitrag als Oberbegriff für 
zumindest drei unterschiedliche An-
sätze angesehen werden. So hat die 
ITU im Jahre 2004 definiert: A Next 
Generation Network (NGN) is a 
packet-based network able to provide 
services including Telecommunication 
Services and able to make use of 
multiple broadband, QoS-enabled 
transport technologies and in which 
service-related functions are inde-
pendent from underlying transport-
related technologies. Der Mobilfunk-
sektor hat in der 3GPP das “Internet 
(oder IP) Multimedia Subsystem 
(IMS)” konzipiert und definiert dies 
(2006): IP Multimedia Subsystem 
(IMS) is a standarized access inde-
pendent IP based architecture that in-
terworks with existing voice and data 
networks for both fixed and mobile 
users. Schließlich kommen aus dem 
Bereich der ISPs Veränderungen, die 

sich auf das „Next Generation Inter-
net (NGI)“ konzentrieren. So definiert 
das Internet2 Network (2007): NGI is 
an initiative to empower the current 
Internet using IPv6 protocol to obtain 
high speed networks fulfilling QoS 
and reliable communication services. 
Jenseits aller Unterschiede in diesen 
Ansätzen, kann man grob gespro-
chen die folgen-den Merkmale als 
NGN Charakteristika ansehen: (1) 
Logische Trennung von Transport-, 
Kontroll- und Diensteschicht; (2) diffe-
renzierte Möglichkeiten im Zugangs-
netz; (3) universeller IP Transport im 
Kernnetz sowie (4) die Anwendung 
offener Protokolle (ITU,ETSI, IETF) 
um verschiedene Dienste, den 
Transport und System Provider zu in-
tegrieren. NGNs erlauben somit ins-
besondere Dritten, unabhängig von 
der Transport-plattform Dienste zu 
entwickeln und anzubieten und bieten 
somit a-priori weitreichen-dere Poten-
tiale für Wettbewerber als in der tradi-
tionellen Welt des PSTN/ISDN.   

Beim Übergang zum NGN lassen sich 
Veränderungen im Zugangsnetz 
(Teilnehmeranschlussleitung (TAL), 
„backhaul“) und solche im Kernnetz 
unterscheiden. Im Zugangsnetz wer-
den die Entwicklungen im Wesentli-
chen dadurch charakterisiert, dass 
Glasfaser „näher zum Endkunden“ 
hin verlegt wird. Hier gibt es eine 

Vielzahl von Möglichkeiten, die ge-
meinhin mit dem Begriff FTTx (Fiber-
To-The „x“) abgekürzt werden. Dabei 
steht das „x“ alternativ für N = Node 
(in Deutschland würde dies dem 
Hauptverteiler (HVt) entsprechen), C 
= Street Cabinet oder Curb (in 
Deutschland würde dies dem Kabel-
verzweiger (KVz) entsprechen), P = 
Premise (Glasfaser bis zur Grund-
stücksgrenze), B = Building (auch: 
Fiber-To-The-Basement oder auch 
Fiber-To-The-MDU (Multi-Dwelling-
Unit, Mehrfamilienhaus genannt) so-
wie H = Home (für den Fall dass die 
Glasfaser tatsächlich bis in die Woh-
nung verlegt wird). 

Eingeleitete/geplante Netz-
migration: Beispiele 
Im Folgenden werden drei Beispiele 
für die Migration von Kommunikati-
onsnetzen skizziert: BT aus Großbri-
tannien, KPN aus Holland und France 
Télécom aus Frankreich.  

Die bisherige Netzinfrastruktur von 
BT ist gekennzeichnet durch rd. 
80.000 KVz und rd. 6.000 HVTs. Im 
Übrigen ist festzuhalten, dass in UK 
eine relativ “alte” Netzinfrastruktur 
(primär analog) vorliegt. BT ist ge-
genwärtig dabei sein „21st Century 
Network (21CN)“ zu implementieren. 
Dieses Netz ist ein ALL-IP Netz und 
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es impliziert die komplette Migration 
zu VoIP. Der Fokus der Migration 
liegt primär auf dem Kernnetz, FTTx 
ist bisher nicht vorgesehen. Die 
Netzmigration bei BT impliziert nicht 
die Schließung von HVt Standorten. 
Die Gesamtinvestitionen bis 2010 be-
laufen sich auf rd. 10 Mrd. . Es wird 
eine Senkung des OPEX um 1 Mrd. 
p. a. bis 2008 erwartet. Der Übergang 
von „alt“ zu „neu“ in Großbritannien ist 
in der Abbildung 1 wiedergegeben. 

BT beabsichtigt 100-120 Points of In-
terconnection (POI) in ihrem neuen 
21CN zu implementieren, verglichen 
mit rd. 3.000 in ihrem gegenwärtigen 
Netz. Darüber hinaus ist wichtig zu 
erwähnen, dass BT sich mit Blick auf 
die Bereitstellung von Wholesale 
Diensten reorganisiert hat. In der Tat 
ist mit der Etablierung von „Open 
Reach“ die organisatorische Tren-
nung des Wholesale-Dienste-Be-
reichs vom Rest  des Unternehmens 
im Zusammenspiel mit OFCOM be-
werkstelligt worden. Wenn man so 
will, stellt dies eine strukturelle Sepa-
rierung „light” dar. 

Die bisherige Netzinfrastruktur von 
KPN ist gekennzeichnet durch rd. 
28.000 Kabelverzweiger und rd. 
1.350 HVTs. KPN hat angekündigt, 
Glasfaser bis zum KVz zu verlegen 
und den VDSL-Anschluss zum 
Regelanschluss zu  machen. Das Ziel 
der Netzmigration von KPN ist ein u-
niverselles ALL-IP-Netz und umfasst 
damit den Neubau sowohl des An-
schluss- als auch des Kernnetzes, 
vgl. Abbildung 2. Die “Abschaltung” 
des PSTN ist für 2010 geplant. Dar-
über hinaus plant KPN eine substan-

tielle Verminderung der Zahl der HVT 
Standorte. Der Verkauf der HVT-
Grundstücke und –Gebäude wird da-
bei einen wesentlichen Beitrag zur 
Finanzierung der (kumulierten) NGN 
Investitionen in Höhe von rd. 1 Mrd. 
Euro leisten. 

In Frankreich gibt es gegenwärtig 
rd.13.500 HVTs und rd. 120.000 
KVzs. Die durchschnittliche Länge 
der Sub-loop beträgt rd. 750 m. Zum 
Vergleich: in Deutschland liegt diese 
Zahl bei 300 m. Diese Zahlen ma-
chen deutlich dass ein VDSL Ausbau 
für den französischen Markt zwar re-

lativ kostengünstig wäre (geringe 
Zahle von KVz pro HVT), jedoch fak-
tisch wegen der sehr hohen Leitungs-
länge in der Sub-loop dem Endkun-
den nicht „viel mehr“ an Bandbreite 
bringen würde. FT hat sich daher, wie 
andere französische Marktteilnehmer 
(Free/Iliad; neuf Cegetel) auch, dar-
auf ausgerichtet, Glasfaser bis in die 
Wohnung zu verlegen. Dazu hat 
France Télécom seit Sommer 2006 
ein FTTH Produkt in 6 Arrondisse-
ments in Paris und Städten des 
Hauts-de-Seine im Pilotbetrieb. Die-
ser Ausbau betrifft mehrere Tausend 
Haushalte. Ab Sommer 2007 ist e-
benfalls ein Glasfaser-Ausbau in 
Marseille vorgesehen. 

Regulierungs- und wettbe-
werbspolitische Herausfor-
derungen
Im NGN werden a-priori eine Vielzahl 
von regulierungs- und wettbewerbs-
politischen Themenfeldern zu adres-
sieren sein.

Access NGN 
Die Nutzung von Sub-loop unbund-
ling (SLU) macht für Wettbewerber 
insbesondere die “Verlängerung” des 
Anschlussnetzes (zwischen HVt und 
Kernnetz) zum KVz erforderlich. Da-
für gibt es theoretisch mehrere Optio-
nen: (1) Eigenausbau, d.h. Investitio-
nen in eigene Glasfaser zwischen 
HVT und KVz. Dies stellt im Grunde 
aber keine effiziente Alternative dar, 
denn die Grabungsarbeiten würden 
die Kosten dramatisch nach oben 
treiben. Im Übrigen ist mit langwieri-

Abbildung 1: Vergleich des existierenden BT Sprachnetzes und des 21CN 

Quelle: Ofcom (2005), Next Generation Networks, Future arrangements for access and in-
terconnection; Figure 1, page 11 

Abbildung 2: Das geplante ALL-IP Netz von KPN (stilisierte Darstellung) 
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gen Genehmigungsverfahren zu rech-
nen. (2) Miete dark fiber von einem 
Dritten. Hier müsste im konkreten Fall 
die Verfügbarkeit (und der Preis) ge-
klärt werden. Vermutlich wird diese 
Art Vorleistungen in der Praxis eher 
seltener verfügbar sein. (3) Miete 
dark fiber vom Incumbent. Hier wäre 
ebenfalls die tatsächliche Verfügbar-
keit zu klären. Dies gegeben, wäre 
ein entsprechendes Geschäftsmodell 
des Wettbewerbers stark vom Preis 
der Vorleistung abhängig. (4) Mietlei-
tungen. Es ist sehr fraglich ob dies 
eine ökonomisch sinnvolle Alternative 
sein kann. (5) Miete Kabelschächte. 
Hier wäre ebenfalls die Verfügbarkeit 
zu klären; es erscheint wahrscheinlich 
dass der Zugang zu Kabelschächten 
nicht flächendeckend sondern nur 
begrenzt möglich ist.  

Welche Co-location Optionen gibt es 
für SLU am KVz? Hier kann man zum 
ersten an die Aufstellung eines zwei-
ten (oder dritten…) KVz “nahe beim” 
KVz des Incumbent denken (virtual 
co-location). In diesem Fall hat der 
Wettbewerber seinen  eigenen 
DSLAM nahe beim KVz des Incum-
bent installiert. Die Umsetzung dieser 
Option ist nicht trivial (u.U. gar nicht 
möglich). Zum zweiten ist physische 
co-location zu nennen. Hier könnte 
der Wettbewerber seinen eigenen 
DSLAM oder eine eigene line card im 
KVz des Incumbent installieren. Die 
Umsetzung dieser Alternativen ist je-
doch mit gravierenden Herausforde-
rungen verbunden: Raumknappheit, 
Management des Zugangs, Tempera-
turabstrahlung.  

Wenn man an die Alternative 
Bitstream Zugang denkt so stellt sich 
die Frage, wo die Verkehrsübergabe 
erfolgen sollte. Eine Möglichkeit ist an 
den gegenwärtigen PoPs, eine ande-
re an gegenwärtigen HVt Standorten.  

Es ist nicht von der Hand zu weisen, 
dass der Zugang am HVT in vielen 
Ländern heute sehr wichtig für den 
Breitbandwettbewerb ist. Insofern 
würde die Schließung von HVTs gra-
vierende Implikationen für Wettbe-
werber haben. Man kann davon aus-
gehen, dass heutige Investitionen der 
Wettbewerber mit Blick auf Erschlie-
ßung von HVTs sich für mindestens 8 
Jahre in der Bilanz niederschlagen. 
Schlüsselfragen aus regulatorischer 
Sicht sind daher: Wie soll man mit 
dem Risiko von “stranded invest-
ments” umgehen? Wie soll man effek-
tiven und andauernden (Infrastruktur-) 
Wettbewerb erhalten und weiter sti-
mulieren, wenn HVts geschlossen 
werden? Wievieler (paralleler) Infra-
strukturen bedarf es für effektiven 
Wettbewerb in einer NGN Welt?  

Mit Blick auf FTTB/H ist festzuhalten, 
dass diese Ausbaualternative in den 
Ländern unmittelbar gegenüber DSL 
Lösungen präferiert wird, in denen 
“große” TAL-Längen vorliegen. Im 
Übrigen spricht unserer Auffassung 
nach viel dafür dass FTTB/H in der 
ganz langen Frist den “steady state” 
in der “breiten” Breitbandwelt dar-
stellt, wenn auch klar ist, dass ein 
FTTB/H Ausbau substantielle Kosten 
insbesondere mit Blick auf civil engi-
neering mit sich bringt. Schlüsselthe-
men aus regulatorischer Sicht sind 
erstens der Zugang zur Inhouse-
Verkabelung in Mehrfamilienhäusern 
(neue “letzte Meile”). Es ist davon 
auszugehen, dass Hauseigentümer 
vermutlich keine zweite Infrastruktur 
zulassen werden. Es könnte daher zu 
sehr großen “first mover advantages” 
kommen. Zweitens ist zu nennen der 
entbündelte Zugang. Dieser dürfte bei 
einer Point-to-Point Architektur relativ 
einfach sein, jedoch in einem Passive 
Optical Network bzw. Active Optical 
Network viel schwieriger, wenn nicht 
unmöglich sein. Drittens sind auch in 
diesem Fall Lehrrohre wichtig. In die-
sem Zusammenhang sollte nicht un-
erwähnt bleiben, dass der Regulierer  
ARCEP in Frankreich gegenwärtig 
bereits dabei ist, einen Diskussions-
prozess mit allen relevanten Beteilig-
ten (u.a. Netzbetreiber, Wohnungs-
wirtschaft) zu koordinieren, .  

Interconnection
Der Übergang zum NGN wird auch 
mit Blick auf die Zusammenschaltung 
von Netzen wesentliche Veränderun-
gen mit sich bringen. Wir sehen hier 
insbesondere die folgenden Themen-
felder als relevant an: Abrechnungs-
ansätze, Diensteportfolio/Qualität so-
wie die Gestaltung der Übergangspe-
riode, wenn  alte und neue Netzwelt 
(noch) ko-existieren.  

Der heute am weitesten verbreitete 
Abrechnungsansatz ist in der traditio-
nellen Telefonie auf der Wholesale 
Ebene das “Calling Party’s Network 
Pays (CPNP)“ Prinzip. Hier handelt 
es sich um private Arrangements (à la 
Coase), die oft auf dem „Bill and 
Keep“ Ansatz basieren. Auf der End-
kundenebene findet sich noch oft das 
„Calling Party Pays (CPP)“ Prinzip. 
Daneben finden Pauschalpreise 
((banded) flat rate, Minutenkontingen-
te) immer mehr Verbreitung. In der In-
ternet-Kommunikation findet man auf 
der Wholesale Ebene in der Regel 
private Arrangements (à la Coase) 
mit gleichgestellten Marktteilnehmern 
(peers), wobei oft keine echten Zah-
lungsströme anfallen. Bei Transitkun-
den findet sich üblicherweise ein 
Pauschalpreisregime (banded flat ra-

te). Die Preisgestaltung auf der End-
kundenebene ist unterschiedlich, oft 
sind Pauschalpreise beobachtbar.   

CPNP Wholesale Arrangements wer-
den in ihrer gegenwärtigen Form in 
einer NGN Welt nur schwerlich auf-
recht zu erhalten sein. Hierfür sind ei-
ne Reihe von Gründen zu nennen: (1) 
Wettbewerbsdruck von Service Pro-
vidern “ohne Netz”; (2) die Schwierig-
keit oder Unmöglichkeit auf Dienste 
einen Aufschlag zu erheben um Kos-
ten des Netzes abzudecken wenn 
diese nicht von dem gleichen integ-
rierten Unternehmen angeboten wer-
den; (3) die gegenwärtigen Bemes-
sungsgrundlagen (Minuten) korrelie-
ren nur schwach mit den wirklichen 
verursachungsgemäßen marginalen 
Kosten; (4) die inhärente Betrachtung 
der anrufenden Partei als Kostenver-
ursacher war immer fragwürdig; dies 
wird umso mehr in der NGN Welt so 
sein; (5) es wird große Herausforde-
rungen mit Blick auf Verkehrsmes-
sung und –abrechnung geben, be-
sonders wenn Service Provider und 
Netzbetreiber verschieden sind.   

Mit Blick auf Diensteportfolio/Qualität 
ist festzuhalten, dass NGN inhärent 
IP basiert ist und somit potentiell das 
Netz für Anwendungen Dritter, insbe-
sondere VoIP, eröffnet. Aus regulie-
rungs- und wettbewerbspolitischer 
Sicht stellen sich dann eine Reihe 
von Fragen: Wird die “best-effort” IP 
Welt für Wettbewerber uneinge-
schränkt offen sein oder werden In-
cumbents mit SMP ihre eigenen 
Dienste präferieren? Wird IP mit gesi-
cherter Qualität Wettbewerbern un-
eingeschränkt zur Verfügung stehen 
oder werden Incumbents mit SMP ih-
re eigenen Dienste präferieren? Wird 
der Incumbent versuchen die Perfor-
mance des “best-effort” IP zu beein-
flussen (QoS degradation)? Dies 
könnte sowohl in Form einer absicht-
lichen Verschlechterung als auch da-
durch geschehen, dass die Aufrüs-
tung der Infrastruktur nicht wie not-
wendig erfolgt. Letzteres ist in den 
Wirkungen sicher äquivalent zu Erste-
rem. Regulatorische Antworten auf 
„QoS degradation“ könnten in der 
Praxis z.B. darin bestehen, eine ex-
ante Verpflichtung zur Nichtdiskrimi-
nierung aufzuerlegen, die Veröffentli-
chung von QoS Informationen gemäß 
Artikel 22 Universal Service Directive 
binden zu machen oder das Wettbe-
werbsrecht (“foreclosure“) anzuwen-
den.

Mit Blick auf die Übergangsperiode 
stellt sich zum einen die Frage wie 
lange Netzbetreiber SMP Verpflich-
tungen (remedies) nachkommen 
müssen. Zum anderen ist zu fragen, 
wie die Wirkungen auf den Wettbe-
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werb sind, wenn POIs im Zugangs- 
und Zusammenschaltungsbereich 
einseitig aufgegeben werden. Hier gilt 
es den trade-off zwischen dem 
Wunsch des Inkumbents sein Netz 
aufzurüsten und dem Risiko von 

“stranded investments” seitens der 
Wettbewerber zu lösen. Primat einer 
Marktintervention sollte in beiden Fäl-
len sein der Schutz des Wettbewerbs, 
nicht der von individuellen Wettbe-
werbern. Mit Blick auf die letztge-

nannte Frage halten wir insbesondere 
konsultative Mechanismen und eine 
Anzeigepflicht für zielführend. 

Dieter Elixmann; Scott Marcus

WIK-Consult hat Marktanalyse in 
Griechenland abgeschlossen 

Die WIK-Consult hat über zwei Jahre 
hinweg die griechische Regulierungs-
behörde EETT in der Marktanalyse 
und Auswahl der Regulierungsin-
strumente umfassend beraten. Die 
Beratungsleistungen reichten von der 
Datenerhebung und –auswertung  
über die Analyse  aller 18 Märkte der 

Kommissionsempfehlung bis hin zur 
Unterstützung bei der nationalen und 
EU-Konsultation. Bis auf den Markt 
18 (Übertragung von Rundfunksigna-
len) sind inzwischen alle Märkte noti-
fiziert und die Regulierungsverfügun-
gen erlassen worden. Bei dem Markt 
18 bedarf es noch einer Klärung der 

Zuständigkeiten der Regulierungsin-
stitutionen im Telekommunikations- 
und Medienbereich. 

Eine zusammenfassende Darstellung 
der Ergebnisse der Marktanalyse gibt 
das folgende Schaubild. 

Markt in der Kommissi-
onsempfehlung Marktdefinition der EETT Marktanalyse Regulierungsinstrumente 

Zugang von Privatkunden 
und anderen Kunden zum 
öffentlichen Telefonnetz 
an festen Standorten 
(Märkte Nr. 1 und 2) 

 Keine Unterscheidung zwi-
schen Kundengruppen, son-
dern nach Kapazität:  „lower le-
vel narrowband“ (analoge und  
ISDN BRA-Anschlüsse) und 
„higher level narrowband“ 
(ISDN PRA-Anschlüsse).  

 Nationale Märkte 

OTE hat SMP auf 
beiden Märkten 

 Für „lower level narrowband“: Betrei-
berauswahl, Transparenz, getrennte 
Rechnungslegung, Kostenrechnung, 
Preiskontrolle (Price Cap) 

 Zusätzlich WLR mit Transparenz, 
Nicht-Diskriminierung, getrennter 
Rechnungslegung, Kostenrechnung 
und Preiskontrolle (Retail-Minus) 

 Für „higher level narrowband“: Trans-
parenz, Nicht-Diskriminierung 

Öffentliche Orts- und In-
landstelefonverbindungen
für Privatkunden und an-
dere Kunden an festen 
Standorten (Märkte Nr. 3 
und 5) 

 Keine Unterscheidung nach 
Kundengruppen; Unterschei-
dung zwischen Orts- und In-
landstelefonverbindungen

 Nationale Märkte 

OTE hat SMP auf 
beiden Märkten 

 Transparenz, Nicht-Diskriminierung, 
getrennte Rechnungslegung, Kosten-
rechnung, Preiskontrolle (Price Cap) 

Öffentliche Auslandstele-
fonverbindungen für Pri-
vatkunden und andere 
Kunden an festen Stand-
orten (Märkte Nr. 4 und 6) 

 Keine Unterscheidung nach 
Kundengruppen 

 Nationale Märkte 

Kein SMP Entfällt da kein SMP vorliegt 

Mindestangebot an Miet-
leitungen bis 2 Mbs (Markt 
7)

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationale Märkte 

OTE hat SMP   Transparenz, Nicht-Diskriminierungg, 
etrennte Rechnungslegung, Kosten-
rechnung, Preiskontrolle (Kostenorien-
tierung)

Verbindungsaufbau im öf-
fentlichen Telefonnetz an 
festen Standorten (Markt 
8)

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

OTE hat SMP  Zugang (in Verbindung mit Betreiber-
auswahl), Nicht-Diskriminierung, 
Transparenz (Standardangebot), ge-
trennte Rechnungslegung, Kostenrech-
nung und Preiskontrolle 

Anrufzustellung in einzel-
nen öffentlichen Telefon-
netzen an festen Standor-
ten (Markt 9) 

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

OTE und 13 Teil-
nehmernetz-
betreiber haben 
SMP

 OTE: Zugang zu und Nutzung von spe-
ziellen Netzelementen, Nicht-
Diskriminierung, Transparenz (Stan-
dardangebot), getrennte Rechnungsle-
gung, Kostenrechnung und Preiskon-
trolle 

 Alternative Teilnehmernetzbetreiber: 
Zugang, Transparenz, Nicht-
Diskriminierung und Preiskontrolle 
(Gleitpfad)



Newsletter Nr. 67, Juni 2007 15

Markt in der Kommissi-
onsempfehlung Marktdefinition der EETT Marktanalyse Regulierungsinstrumente 

Transitdienste im öffentli-
chen Telefonnetz (Markt 
10)

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

OTE hat SMP  Zugang zu und Nutzung von speziellen 
Netzelementen, Nicht-Diskriminierung, 
Transparenz (Standardangebot), ge-
trennte Rechnungslegung, Kostenrech-
nung und Preiskontrolle  

Entbündelter Großkunden-
Zugang (einschließlich des 
gemeinsamen Zugangs) 
zu Drahtleitungen und 
Teilleitungen (Markt 11) 

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

OTE hat SMP  Zugang zu und Nutzung von speziellen 
Netzelementen, Transparenz (Stan-
dardangebot), Nicht-Diskriminierung, 
getrennte Rechnungslegung, Kosten-
rechnung und Preiskontrolle 

Breitbandzugang für Groß-
kunden (Markt 12) 

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

OTE hat SMP  Zugang zum Netz auf nationalem und 
regionalem Niveau, Transparenz 
(Standardangebot), Nicht-
Diskriminierung, getrennte Rechnungs-
legung, Kostenrechnung und Preiskon-
trolle (Retail-Minus) 

Abschluss-Segmente von 
Mietleitungen für Groß-
kunden (Markt 13) 

 2 Märkte: bis einschließlich 2 
Mbit/s und darüber 

 Nationaler Markt 

OTE hat SMP  Zugang zu und Nutzung von speziellen 
Netzelementen, Nicht-Diskriminierung, 
Transparenz (Standardangebot), ge-
trennte Rechnungslegung, Kostenrech-
nung und Preiskontrolle, PPCs 

Fernübertragungssegmen-
te von Mietleitungen für 
Großkunden (Markt 14) 

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

OTE hat SMP  Zugang zu und Nutzung von speziellen 
Netzelementen, Transparenz (Stan-
dardangebot), Nicht-Diskriminierung, 
getrennte Rechnungslegung, Kosten-
rechnung und Preiskontrolle (nur Miet-
leitungen bis einschl. 155 Mbs), PPCs 

Zugang und Verbindungs-
aufbau in öffentlichen Mo-
biltelefonnetzen (Markt 15) 

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

Kein SMP Entfällt da kein SMP vorliegt 

Anrufzustellung in einzel-
nen Mobiltelefonnetzen 
(Markt 16) 

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

Cosmote,  Voda-
fone und  TIM ha-
ben SMP 

 Zugang zu und Nutzung von speziellen 
Netzelementen, Transparenz (Stan-
dardangebot), Nicht-Diskriminierung, 
Transparenz (Standardangebot), Preis-
kontrolle (Gleitpfad) 

Internationales Roaming 
(Markt 17) 

 Wie in Kommissionsempfeh-
lung

 Nationaler Markt 

Kein SMP Entfällt da kein SMP vorliegt 

Die WIK-Consult hat damit - nach der 
irischen Regulierungsbehörde Com-
Reg - zum zweiten Mal eine EU-

Regulierungsbehörde umfassend in 
der Analyse aller für ex ante Regulie-

rung in Frage kommenden Märkte un-
terstützt.

Ulrich Stumpf/Wolfgang Kiesewetter

Daten und Fakten 

Export von Mobilfunk-Technik 
geht deutlich zurück 

Das deutsche Außenhandelsvolumen 
mit Telekommunikations(TK-) Tech-
nik1, dass seit 2003 deutlich ange-
stiegen ist, verzeichnete im vergan-
genen Jahr einen leichten Rückgang. 
Nach den vorläufigen Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamtes2 erreichte die 
Summe aus Ex- und Importen in 2006 
ein Volumen von 28,0 Mrd. € (Abbil-

dung 1). Dies entspricht einem Rück-
gang von 2,1% gegenüber dem Vor-
jahr. Das sinkende Handelsvolumen 
ist dabei ausschließlich auf das Seg-
ment „Mobilfunk-Technik“ zurückzu-
führen, während der Warenaustausch 
mit „Festnetz-Technik“ und „Kabel 
und Leitungen“ zugenommen hat. 
Trotz des Rückgangs entfielen in 
2006 72% des gesamten Handelsvo-

lumens auf den Bereich der Mobil-
funk-Technik. 

Exporte in die EU-Länder 
sind deutlich zurückgegan-
gen
Die deutschen Exporte von TK-
Technik sind nach dem dynamischen 
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Wachstum in den Jahren 2004/2005 
im vergangenen Jahr deutlich zu-
rückgegangen. Sie erreichten ein Vo-
lumen von 14,3 Mrd. €, was einem 
Rückgang von 1,1 Mrd. € bzw. 7% 
gegenüber dem Vorjahr entspricht. 
Wertmäßig sind die gesunkenen Ex-
porte dabei ausschließlich auf das 
Segment der Mobilfunk-Technik zu-
rückzuführen. Insgesamt wurde in 
2006 Mobilfunk-Technik im Wert von 
10,4 Mrd. € aus Deutschland ausge-
führt. Dies entspricht einem Rück-
gang von über 10% gegenüber dem 
Vorjahr. Damit entfallen „nur“ noch 
73% der TK-Exporte auf das Mobil-
funk-Segment. 
Die Ausfuhr von Festnetz-Technik ist 
demgegenüber fast konstant geblie-
ben. Sie hat um 1% zugenommen 
und erreicht ein Volumen von 3,3 
Mrd. €. Hierbei kam es im Festnetz-
Segment jedoch zu deutlichen Struk-
turverschiebungen. Denn während 
die Exporte im Teilsegment „Vermitt-
lungstechnik“ um über 40% zurück-
gingen, sind die Ausfuhren von „Über-
tragungstechnik“ um 38% angestie-
gen. In den übrigen Teilsegmente 
(Endräte und Teile/Sonstiges) gab es 
hingegen fast keine Veränderungen. 
Die regionale Betrachtung zeigt, dass 
über die Hälfte (56%) der deutschen 
TK-Exporte in die EU25-Länder flie-
ßen. Die Ausfuhren in diese Länder 
sind im vergangenen Jahr überpro-
portional stark zurückgegangen. Sie 
erreichten nur noch ein Volumen von 
8 Mrd. €, was einem Rückgang von 
über 11% entspricht. Die bedeutends-
ten Nachfrager aus dem EU-Raum 
sind Großbritannien, Spanien, Italien 
und Frankreich (siehe Tabelle 1). Mit 
Ausnahme von Großbritannien sind 
die Exporte in diese Länder in 2006 
jedoch deutlich zurückgegangen. So 
sanken die Ausfuhren nach Spanien 
um mehr als 40% und erreichten nur 

noch ein Volumen von 1,0 Mrd. €, 
nach 1,8 Mrd. € in 2005. Dem gegen-
über sind die Exporte in die Beitritts-
länder von 2004 um über 12% ange-
stiegen. Unter den neuen EU-Länder 
ist Polen der stärkste Nachfrager 
nach in Deutschland gefertigter TK-
Technik. Die Ausfuhren nach Polen 
beliefen sich in 2006 auf fast 0,5 
Mrd. €., was einer Zunahme von 26% 
entspricht. 
Im Vergleich mit den vorangegange-
nen Jahren, in denen die Ausfuhren 
von TK-Technik in die osteuropäi-
schen Länder, die nicht zur EU gehö-
ren, stark zugenommen haben, sind 
sie in 2006 leicht zurückgegangen. 
Hauptsächlich zurückzuführen ist dies 
auf die rückläufigen Ausfuhren nach 
Russland. Diese sanken 2006 um 8% 
und erreichten ein Volumen von 1,2 
Mrd. €. Volumenmäßig bleibt Russ-
land trotz des Rückgangs jedoch wei-
terhin der zweitgrößte Nachfrager 
nach TK-Technik aus Deutschland.  

Entgegen dem Trend der letzten Jah-
re sind auch die Ausfuhren nach A-
sien zurückgegangen. Hierfür verant-
wortlich sind die rückläufigen Exporte 

in den Nahen und Mittleren Osten, die 
um fast 10% abgenommen haben. 
Diese Verluste konnten von den ge-
stiegenen Exporten nach China, Sin-
gapur und Hongkong nicht ausgegli-
chen werden. 

Anteil der TK-Importe aus 
China steigt deutlich an 
Die Importe von TK-Technik sind in 
2006 um etwa 4% angestiegen und 
haben die Rekordhöhe von 13,7 Mrd. 
€ erreicht. Die Zunahme der Importe 
ist dabei auf die Teilsegmente „Fest-
netztechnik“ und „Kabel und Leitun-
gen“ zurückzuführen. Die Einfuhren 
dieser beiden Teilsegmente stiegen in 
2006 um 25% bzw. 35% an. Dem ge-
genüber ist der Import von Mobilfunk-
Technik leicht um 3% gesunken. 
Trotz dieser Entwicklung bleibt die 
Mobilfunk-Technik das bestimmende 
Segment bei den Einfuhren. Mit ei-
nem Volumen von nun 9,8 Mrd. € ent-
fallen mehr als 70% der Importe auf 
Mobilfunk-Technik.  

Die Bewertung nach Regionen zeigt, 
dass 34% aller TK-Importe aus euro-
päischen Ländern kommen. Diese 
sind jedoch im vergangenen Jahr um 
fast 23% zurückgegangen und belie-
fen sich nur noch auf ein Volumen 
von 4,6 Mrd. €. Hierin spiegeln sich 
deutlich die rückläufigen Einfuhren 
von Mobilfunktechnik aus den Nieder-
landen, der Schweiz, Ungarn und 
Finnland wieder. Insgesamt gingen 
die Importe aus diesen vier Ländern 
um 1,7 Mrd. € zurück. 

Im Gegensatz dazu sind die Importe 
aus Asien fast in der gleichen Grö-
ßenordnung angestiegen. Insbeson-
dere die Einfuhren von TK-Technik 
aus China sind geradezu explodiert, 
sie stiegen um über 50% und erreich-
ten in 2006 ein Volumen von nahezu 
5 Mrd. €. Mit 84% ist dabei der Anteil 
von Mobilfunk-Technik überproportio-
nal hoch.  

Abbildung 1: Handelsvolumen mit TK-Technik, 2002-2006 

6,1 5,5 5,7 6,0 6,7

14,2
11,9

18,8
21,7 20,2

1,11,0

0,9

0,9

0,9

0

5

10

15

20

25

30

2002 2003 2004 2005 2006

M
rd

.  
Eu

ro

Kabel u. Leitungen
Mobilfunk-Technik
Festnetz-Technik

28,0

21,2

18,2

25,4

28,6

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen

Tabelle 1: Exporttrangliste für Telekommunikationstechnik (in Mrd. Euro) 

Land Rang 2005 2006 Veränderung Anteil 2006
Großbritannien 1 1,69 1,80 6% 13%
Russland 2 1,29 1,18 -8% 8%
Spanien 3 1,75 1,00 -43% 7%
Italien 4 1,05 0,97 -7% 7%
Frankreich 5 0,84 0,71 -16% 5%
Polen 6 0,39 0,49 26% 3%
Ukraine 7 0,38 0,45 19% 3%
USA 8 0,43 0,44 2% 3%
Arabische Emirate 9 0,55 0,44 -21% 3%
Schweiz 10 0,33 0,41 24% 3%
Österreich 11 0,38 0,36 -6% 3%
Finnland 12 0,28 0,32 15% 2%
Portugal 13 0,41 0,31 -23% 2%
Niederlande 14 0,31 0,29 -6% 2%
Griechenland 15 0,24 0,27 9% 2%

15,41 14,32 -7% 100%

Exportvolumen  (Mrd. €)

Exportvolmen insgesamt
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Insgesamt wird mehr TK-Technik aus 
China importiert als aus allen europä-
ischen Ländern zusammen. So kom-
men 36% aller TK-Importe aus China. 

Nach China ist Finnland mit einem 
Anteil von 9% an den Gesamtimpor-
ten der bedeutendste Lieferant für 
TK-Technik nach Deutschland. Vom 
Volumen her weiterhin sehr bedeut-
sam für den deutschen Markt sind die 
TK-Importe aus Ungarn und Süd-
Korea, obwohl die Importe aus diesen 
beiden Ländern im vergangenen Jahr 
deutlich zurückgegangen sind. Aus 
Ungarn und Süd Korea kommt dabei 
fast ausschließlich Mobilfunk-Technik 
nach Deutschland. In Ungarn produ-
zieren die großen Mobilfunk-Equip-
ment-Herstellern und Flextronic, der 
weltgrößte Auftragsfertiger, Mobil-
funk-Technik für den europäischen 
Markt.

Bei den Einfuhren aus den USA spielt 
Mobilfunk-Technik hingegen nur eine 
geringe Rolle. Die Importe sind zu 
über 85% dem Segment der Fest-
netz-Technik zuzuordnen. Hierbei 
handelt es sich in erster Linie um Ü-

bertragungs- und Datenkommunikati-
onstechnik.  

Handelsbilanzüberschuss
geht dramatisch zurück 
Der deutsche Handelsbilanzüber-
schuss mit TK-Technik ist, wie schon 
in 2005, auch im vergangenen Jahr 
deutlich zurückgegangen. Er betrug 
nur noch 0,6 Mrd. €, was einem 
Rückgang von über 70% entspricht. 
Im Handel mit den europäischen 
Ländern wurde ein Überschuss von 
6,2 Mrd. € erzielt. Der hohe Über-
schuss wurde dabei insbesondere im 
Warenaustausch mit Großbritannien, 
Spanien, Italien und Polen generiert, 
während der Handel mit den skandi-
navischen Ländern Schweden, Finn-
land und insbesondere Ungarn defizi-
tär war. Ein Überschuss hat sich auch 
beim TK-Außenhandel mit den osteu-
ropäischen Ländern ergeben, wobei 
hier insbesondere die starken Über-
schüsse beim Warenaustausch mit 
Russland und der Ukraine zu erwäh-
nen sind. 

Hohe Defizite sind im Außenhandel 
mit den asiatischen Ländern China, 
Süd-Korea und Singapur zu ver-
zeichnen. Aus diesen Länder bezie-
hen wir fast ausschließlich Mobilfunk-
Technik. Besonders hoch ist dabei 
das Handelsbilanzminus mit China. 
Es erreichte ein Volumen von 4,8 
Mrd. €.

Fazit
Nach zwei sehr wachstumsstarken 
Jahren hat sich der Außenhandel mit 
TK-Technik in 2006 leicht konsoli-
diert. Insgesamt ist das Außenhan-
delsvolumen leicht zurückgegangen. 
Die Entwicklung bei den Ex- und Im-
porten verlief dabei jedoch höchst un-
terschiedlich. Während die Importe 
zugenommen haben, sind die Exporte 
deutlich zurückgegangen. Als Folge 
davon ist der Handelsbilanzüber-
schuss stark gesunken. Aus produkt-
spezifischer Sicht zeigt sich, dass 
sowohl bei den Ex- wie auch den Im-
porten fast 75% des Handelsvolu-
mens auf Mobilfunktechnik entfällt. 

Weiterhin dominiert werden die TK-
Importe Deutschlands durch Einfuh-
ren aus China, Finnland und Süd-
Korea. Diese drei Länder vereinen 
insgesamt einen Marktanteil von 52% 
auf sich. Wobei China seine Rolle als 
bedeutenster Lieferant für TK-Technik 
nach Deutschland deutlich ausgebaut 
hat.

Während die Nachfrage nach in 
Deutschland gefertigter TK-Technik 
außerhalb Europas fast konstant 
geblieben ist, ging sie insbesondere 
in den EU15-Ländern deutlich zurück. 
Auch die weiterhin starke Nachfrage 
aus den osteuropäischen Ländern 
(ohne Russland) konnte diese negati-
ve Entwicklung nicht kompensieren.

Rolf Schwab 

                                                          
1 Zur Telekommunikationstechnik gehören 

nach unserer Abgrenzung die Produktseg-
mente Festnetztechnik (Endgeräte, Vermitt-
lungstechnik, Übertragungstechnik, Sonsti-
ges), Mobilfunktechnik (Endgeräte, System-
technik) und Kabel und Leitungen.  

2 Statistisches Bundesamt, Außenhandelser-
gebnisse (Spezialhandel) Deutschland, vor-
läufige Ergebnisse für 2005  

Nachrichten aus dem Institut

Personelle Veränderungen 

Seit dem 1. Mai ist Stephan Jay als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter in der 
Abteilung Kostenmodelle und In-
ternetökonomie tätig. Zuvor sam-

melte er rund vier Jahre Erfahrung im 
Beratungsgeschäft als Senior Consul-
tant bei bmp TC in Düsseldorf, einer 
strategischen Unternehmensbera-
tung. Inhaltliche Schwerpunkte seiner 
bisherigen Tätigkeit lagen in der Ana-

lyse internationaler Breitbandmärkte 
und der dazugehörigen Geschäfts-
modelle unter Einbezug reifer (xDSL) 
und junger Zugangstechnologien 
(u.a. Broadband Wireless Access, 
Powerline). Dabei arbeitete er in Pro-

Abbildung 2: Regionale Struktur der deutschen Importe von TK-Technik, 2006 

Importe TK-Technik 2006: 13,7 Mrd. Euro

China; 36%

Asien, Sonstige; 24%

Europa; 34%

USA; 4%
Sonstige; 2%

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
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jekten für unterschiedliche Marktak-
teure (Netzbetreiber, Energieversor-
ger, Systemlieferanten, Investment-
banken sowie Träger der öffentlichen 
Hand) vorrangig im europäischen 
Ausland. Herr Jay studierte Wirt-
schaftswissenschaften bei Professor 
Gerpott an der Universität Duisburg 
und Cardiff. 

Seit dem 15. Mai hat Dr. Kenneth R. 
Carter als Senior Consultant seine 
Tätigkeit am WIK aufgenommen. Zu-
vor arbeitete er als Senior Counsel im 
Bereich Planning and Policy Analysis 
bei der Federal Communications 
Commission (FCC). Dort beriet er den 

Vorsitzenden und die Kommissare in 
Fragen neuer Trends in der Kommu-
nikationsindustrie und ihr Auswirkun-
gen auf strategische politische Ent-
scheidungen. Von 1998 bis 2002 war 
Dr. Carter Deputy Director am Co-
lumbia Institut für Tele-Information 
(CITI) an der Columbia. University. 

Als Anwalt und Master of Business 
Administration (MBA) liegen seine 
Forschungsinteressen in der Analyse 
von Marktentwicklungen bis hin zum 
Entwickeln von Regulierungsmaß-
nahmen. Er ist Deputy Program Chair 
der 34. und 35. Telecommunications 
Policy Research Conference (TPRC). 

Dr. Carter wird das WIK in allen Fra-
gen der ökonomischen Auswirkun-
gen, Geschäftsstrategien, Regulie-
rungspolitik von Netzwerkstrategien 
unterstützen und in enger Zusam-
menarbeit mit J. Scott Marcus ein in-
ternationales Expertenteam bilden. 

Seine universitäre Ausbildung um-
fasst einen MBA der Columbia Busi-
ness School, einen J.D. der Benjamin 
N. Cardozo School of Law und einen 
B.A. der Colgate University. 

Wir freuen uns auf eine gute Zusam-
menarbeit mit unseren neuen Kolle-
gen.

Veröffentlichungen des WIK

In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutzge-
bühr von 15,- € (Inland und europäisches Ausland) bzw. 23,- € (außereuropäisches Ausland) bei uns 
bestellt werden.  

Nr. 293: Daniel Schäffner – Bestimmung des Ausgangsniveaus der Kosten und 
des kalkulatorischen Eigenkapitalzinssatzes für eine Anreizregulierung des E-
nergiesektors (April 2007) 

Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat 
im Juni 2006 ihren Abschlußbericht 
zur Einführung der Anreizregulierung 
vorgelegt. Als Starttermin wird zur 
Zeit der 1. Januar 2009 angestrebt. 
Zum Zeitpunkt der Umsetzung sind 
sowohl der Startwert für das Aus-
gangsniveau der Kosten als auch der 
Zinssatz für das Eigenkapital als Be-
standteil der Kapitalkosten zu bestim-
men.

Diese beiden eng miteinander ver-
knüpften Fragestellungen werden zu-
nächst aus rein theoriegeleiteter öko-
nomischer Perspektive erläutert so-
wie hinsichtlich ihrer aktuellen rechtli-
chen Rahmenbedingungen aus öko-
nomischer Sichtweise bewertet. Bei 
der Wahl eines angemessenen Aus-
gangswertes sind verschiedene Al-
ternativen möglich: so können die 
Kosten der zu diesem Zeitpunkt im 
Rahmen der Netzentgeltgenehmi-
gungen festgestellten Tarife, die 
Durchschnittswerte der letzten Jahre 
oder eine Neubewertung im Rahmen 
einer umfassenden Kostenprüfung als 
Ausgangsbasis herangezogen wer-
den. Im rechtlichen Teil wird die aktu-
elle Genehmigungspraxis auf Basis 

der Netzentgeltverordnungen (NE-
Ven) dargestellt und kritisch beleuch-
tet. Die wichtigsten Punkte stellen 
dabei die Berücksichtigung der Ab-
schreibung, die Bewertung des Sach-
anlagevermögens, die Ermittlung der 
Kapitalbasis für die Eigenkapitalver-
zinsung sowie die Berücksichtigung 
der steuerlichen Größen dar.  

Im zweiten Thementeil wird auf die 
theoretischen Besonderheiten bei der 
Bestimmung adäquater Eigenkapital-
kosten in einem wettbewerblichen 
Regulierungsansatz eingegangen. 
Das WACC-Modell (Weighted Avera-
ge Cost of Capital) wird dargestellt 
und diskutiert sowie in der Literatur 
sehr verbreitete Bewertungsmetho-
den zur Bestimmung der Kapitalkos-
ten. Besonders das in der Regulie-
rungspraxis häufig verwendete CAPM 
(Capital Asset Pricing Model) wird 
dabei ausführlich erläutert und kritisch 
beleuchtet. Im Rahmen einer eigenen 
empirischen Kurzstudie werden rele-
vante Probleme bei der statistischen 
Ermittlung von Betawerten adressiert. 
Als wichtiger Aspekt werden an-
schließend die Zusammenhänge zwi-

schen den Ausgestaltungsformen ei-
ner Regulierung und dem Unterneh-
mensrisiko dargestellt. Bei der sich 
daran anschließenden rechtlichen 
Bewertung werden der § 21 EnWG 
(Energiewirtschaftsgesetz) sowie die 
Vorschriften der Netzentgeltverord-
nungen für die Bestimmung der Ei-
genkapitalverzinsung kommentiert. 
Diese Vorgaben gestehen der BNet-
zA einen gewissen Spielraum bei der 
Bestimmung des Zinssatzes zu, wo-
bei die durch das Gesetz und die 
Netzentgeltverordnungen getroffene 
Definition die Orientierung der Zins-
höhe an wettbewerblichen Ver-
gleichsmaßstäben betont. Bei der 
Ermittlung eines angemessenen Ei-
genkapitalzinssatzes sind außerdem 
die Auswirkungen einer extern vorge-
gebenen Verschuldungsquote auf 
das Finanzierungsrisiko zu beachten. 
Des weiteren wird empfohlen, die 
steuerlichen Wirkungen als kalkulato-
rische Größen bei der Berechnung 
des Eigenkapitalzinssatzes zu be-
rücksichtigen. 
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Nr. 294: Alex Kalevi Dieke, Sonja Schölermann – Ex-ante-Preisregulierung nach 
vollständiger Marktöffnung der Briefmärkte (April 2007) 

In der europäischen Postregulierung 
und wissenschaftlichen Diskussion 
gibt es kein Einvernehmen über die 
Rolle der Ex-ante-Preisregulierung in 
liberalisierten Märkten: In einigen 
Staaten unterliegen Universaldienste 
inkl. aller Brief- und Paketprodukte 
des Incumbent der Genehmigungs-
pflicht, in anderen beschränkt sie sich 
z. B. auf Monopoldienste oder Einzel-
sendungen. Das deutsche Postge-
setz sieht vor, dass ab 2008 nur mehr 
Briefe unterhalb von 50 Stück Einlie-
ferungsmenge genehmigungspflichtig 
sind.

Ziel dieser Studie ist, den erforderli-
chen Umfang von Ex-ante-Preisregu-
lierung in Deutschland für die Zeit 
nach der vollständigen Marktöffnung 
(2008) zu bestimmen. Dazu wurde 
das Marktanalyseverfahren und der 
Drei-Kriterien-Test der EU-Kommiss-
ion (Regulierungsrahmen für elektro-
nische Kommunikation) auf den deut-
schen Briefmarkt angewendet. 

Der geographisch relevante Markt ist 
das gesamte Bundesgebiet. Es wur-
den elf sachlich relevante Märkte i-
dentifiziert, darunter drei Privatkun-
denmärkte (nationale Briefe, interna-

tionale Briefe, Einschreiben) und acht 
Geschäftskunden- und Worksharing-
Märkte. Als Privatkunden gelten 
Haushalte und geschäftliche Versen-
der mit geringer Sendungsmenge. 
Worksharing-Produkte beinhalten nur 
einen Teil der Wertschöpfungskette 
und erfordern vom Versender z. B. 
Vorsortierung oder Transportleistun-
gen. Marktabgrenzung und -analyse 
erfolgten auf Basis öffentlich verfüg-
barer Informationen. 

Märkte kommen nur dann für Ex-
ante-Regulierung in Betracht, wenn 
(i) hohe und dauerhafte Markt-
eintrittsschranken bestehen, (ii) keine 
Tendenz zu wirksamem Wettbewerb 
erkennbar ist, und (iii) die Anwendung 
allgemeinen Wettbewerbsrechts allein 
nicht ausreichend ist. Unsere Analyse 
findet alle drei Kriterien nur für drei 
der elf Märkte – die Privatkunden-
märkte – erfüllt. Markteintrittsschran-
ken sehen wir insbesondere in ver-
sunkenen Investitionen in Zugangs-
netze und Marketing begründet, die 
relativ zum geringen Volumen der 
Privatkundenmärkte erheblich sind. 
Zusätzlich liegen in der Zustellung 
Skaleneffekte vor, die jedoch allein 

keine Markteintrittsbarriere begrün-
den. Auch für die Zeit nach der voll-
ständigen Marktöffnung ist keine 
Tendenz zu wirksamem Wettbewerb 
auf Privatkundenmärkten erkennbar 
und wir halten die alleinige Anwen-
dung des GWB nicht für ausreichend. 
In den anderen Märkten (für Ge-
schäftskunden- und Worksharing-
Produkte) haben wir keine Marktein-
trittsschranken festgestellt.  

In den Privatkundenmärkten besitzt 
die Deutsche Post AG beträchtliche 
Marktmacht und Ex-ante-Preisregulie-
rung ist erforderlich. Für Geschäfts-
kunden- und Worksharing-Märkte 
hingegen erscheint sie unangemes-
sen, da dort keine hohen und dauer-
haften Markteintrittsschranken vorlie-
gen. Die Regelung des Postgesetzes, 
die Preisgenehmigungspflicht auf 
Sendungen unterhalb einer definier-
ten Einlieferungsmenge zu begren-
zen, erscheint im Grundsatz ange-
messen – jedoch sollte die 50-Stück-
Grenze mittels einer Nachfragestudie 
überprüft werden. 

Nr. 295: Alex Kalevi Dieke, Martin Zauner – Arbeitsbedingungen im Briefmarkt 
(Mai 2007)

Seit Beginn der Liberalisierung im 
Jahr 1998 sind zahlreiche Unterneh-
men im Briefmarkt in Konkurrenz zur 
Deutsche Post AG (DPAG) getreten. 
Die Arbeitsbedingungen dieser Un-
ternehmen waren zuletzt Gegenstand 
kontroverser politischer Diskussionen.  

Ziel dieser Studie ist eine empirische 
Bestandsaufnahme und eine Beurtei-
lung der Arbeitsbedingungen im (li-
zenzpflichtigen) Briefmarkt. Als we-
sentliche Arbeitsbedingungen unter-
sucht die Studie Löhne, Arbeitszeiten 
und Urlaubsansprüche bei drei 
(Gruppen von) Unternehmen: bei der 
DPAG, bei Subunternehmern der 
DPAG und bei Wettbewerbern der 
DPAG. Die Studienergebnisse basie-
ren auf einer schriftliche Befragung 
der 100 umsatzstärksten Unterneh-
men im Briefmarkt (inklusive der 
DPAG). Die für den Briefmarkt ermit-
telten Arbeitsbedingungen werden zu 
denen in anderen, wettbewerblichen 
Branchen in Beziehung gesetzt. 

Die Studie kommt zu folgenden we-
sentlichen Ergebnissen: 

- Das durchschnittliche Lohnniveau 
im Briefmarkt – bei DPAG, Wett-
bewerbern und Subunterneh-
mern – liegt über dem von Ge-
werkschaften geforderten bran-
chenübergreifenden Mindestlohn.  

- Der Briefsektor ist in weiten Teilen 
ein Niedriglohnsektor. Einstiegs-
löhne von DPAG und Wettbewer-
bern liegen unterhalb oder im Be-
reich der Niedriglohnschwelle.  

- Das durchschnittliche Lohnniveau 
der DPAG ist branchenunüblich 
hoch – im Vergleich zu ihren Sub-
unternehmern wie zu Wettbewer-
bern.

- Im Vergleich zu regionalen Lohn-
unterschieden in anderen Bran-
chen erscheinen die Lohnunter-
schiede im Briefdienst nicht unge-
wöhnlich. Ungewöhnlich sind hin-
gegen die bundesweit einheitlichen 
Löhne der DPAG – sowohl in der 
Branche als auch im Vergleich zu 
anderen Branchen. 

- Seit der Privatisierung hat die 
DPAG bedeutende Schritte zur Ab-
senkung und Flexibilisierung ihrer 
Lohnkosten unternommen. Sie hat 
Kernbereiche des Briefdienstes 
ausgelagert, z. B. im Transport und 
im Filialnetz. Diese Auslagerungen 
entsprachen einem Beschäfti-
gungsvolumen von 20.000 bis 
25.000 Vollzeitstellen bei der 
DPAG. Die Subunternehmer zah-
len deutlich niedrigere Löhne als 
die DPAG. 

- Wettbewerber zahlen teilweise 
Stücklöhne, um ihre Kosten flexibel 
zu halten und ihrer schwankenden 
Nachfrage anzupassen. 

Die Wochenarbeitszeiten für Vollzeit-
kräfte im Briefmarkt erscheinen üblich 
im Vergleich zu anderen Branchen. 
Die Urlaubsansprüche bei Wettbe-
werbern im Briefmarkt liegen über 
dem gesetzlichen Mindestanspruch, 
aber sind niedriger als bei der DPAG 
und in anderen, insbesondere tarif-
gebunden Branchen. 
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Diskussionsbeiträge
Nr. 272:  Franz Büllingen, Annette Hillebrand, Peter 

Stamm – Transaktionskosten der Nutzung des 
Internet durch Missbrauch (Spamming) und 
Regulierungsmöglichkeiten (Januar 2006) 

Nr. 273:  Gernot Müller, Daniel Schäffner, Marcus Stron-
zik, Matthias Wissner – Indikatoren zur Mes-
sung von Qualität und Zuverlässigkeit in Strom- 
und Gasversorgungsnetzen (April 2006) 

Nr. 274:  J. Scott Marcus – Interconnection in an NGN 
Environment (Mai 2006) 

Nr. 275:  Ralf G. Schäfer, Andrej Schöbel: – Incumbents 
und ihre Preisstrategien im Telefondienst - ein 
internationaler Vergleich (Juni 2006) 

Nr. 276:  Alex Dieke, Sonja Schölermann – Wettbe-
werbspolitische Bedeutung des Postleitzahlen-
systems (Juni 2006) 

Nr. 277:  Marcus Stronzik, Oliver Franz – Berechnungen 
zum generellen X-Faktor für deutsche Strom- 
und Gasnetze: Produktivitäts- und Inputpreisdif-
ferential, Juli 2006 

Nr. 278:  Alexander Kohlstedt – Neuere Theoriebeiträge 
zur Netzökonomie: Zweiseitige Märkte und  
On-net/Off-net-Tariffdifferenzierung, August 
2006 

Nr. 279:  Gernot Müller – Zur Ökonomie von Trassen-
preissystemen, August 2006 

Nr. 280:  Franz Büllingen, Peter Stamm in Kooperation 
mit Prof. Dr.-Ing. Peter Vary, Helge E. Lüders 
und Marc Werner (RWTH Aachen) – Potenziale 
alternativer Techniken zur bedarfsgerechten 
Versorgung mit Breitbandzugängen, September 
2006 

Nr. 281: Michael Brinkmann, Dragan Ilic – Technische 
und ökonomische Aspekte des VDSL-Ausbaus, 
Glasfaser als Alternative auf der (vor-) letzten 
Meile, Oktober 2006 

Nr. 282: Franz Büllingen – Mobile Enterprise-Solutions – 
Stand und Perspektiven mobiler Kommunikati-
onslösungen in kleinen und mittleren Unter-
nehmen, November 2006 

Nr. 283: Franz Büllingen, Peter Stamm – Triple Play im 
Mobilfunk: Mobiles Fernsehen über konvergen-
te Hybridnetze, Dezember 2006 

Nr. 284: Mark Oelmann, Sonja Schölermann – Die An-
wendbarkeit von Vergleichmarktanalysen bei 
Regulierungsentscheidungen im Postsektor, 
Dezember 2006 

Nr. 285: Iris Böschen – VoIP im Privatkundenmarkt – 
Marktstrukturen und Geschäftsmodelle, De-
zember 2006 

Nr. 286: Franz Büllingen, Christin-Isabel Gries, Peter 
Stamm – Stand und Perspektiven der Tele-
kommunikationsnutzung in den Breitbandka-
belnetzen, Januar 2007 

Nr. 287: Konrad Zoz – Modellgestützte Evaluierung von 
Geschäftsmodellen alternativer Teilnehmer-
netzbetreiber in Deutschland, Januar 2007 

Nr. 288: Wolfgang Kiesewetter – Marktanalyse und Ab-
hilfemaßnahmen nach dem EU-Regulierungs-
rahmen im Ländervergleich, Februar 2007 

Nr. 289: Dieter Elixmann, Ralf G. Schäfer, Andrej Schö-
bel – Internationaler Vergleich der Sektorper-
formance in der Telekommunikation und ihrer 
Bestimmungsgründe, Februar 2007 

Nr. 290: Ulrich Stumpf – Regulatory Approach to Fixed-
Mobile Substitution, Bundling and Integration, 
März 2007 

Nr. 291: Mark Oelmann – Regulatorische Marktzutritts-
bedingungen und ihre Auswirkungen auf den 
Wettbewerb: Erfahrungen aus ausgewählten 
Briefmärkten Europas, März 2007 

Nr. 292: Patrick Anell, Dieter Elixmann – „Triple Play“-
Angebote von Festnetzbetreibern: Implikatio-
nen für Unternehmensstrategien, Wettbewerbs 
(politik) und Regulierung, März 2007 

Nr. 293: Daniel Schäffner – Bestimmung des Aus-
gangsniveaus der Kosten und des kalkulatori-
schen Eigenkapitalzinssatzes für eine Anreiz-
regulierung des Energiesektors, April 2007 

Nr. 294: Alex Kalevi Dieke, Sonja Schölermann – Ex-
ante-Preisregulierung nach vollständiger Markt-
öffnung der Briefmärkte, April 2007 

Nr. 295: Alex Kalevi Dieke, Martin Zauner – Arbeitsbe-
dingungen im Briefmarkt, Mai 2007 
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